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Unterrichtung 
durch die deutsche Delegation in der Parlamentarischen Versammlung 
des Europarates 

über die Tagung der Parlamentarischen Versammlung des Europarates 
vom 5. bis 13. Oktober 1977 in Straßburg 

Während der Herbst-Tagung (Zweiter Teil der 29. ordentlichen 
Sitzungsperiode) erörterte die Parlamentarische Versammlung 
des Europarates Berichte, behandelte die üblichen geschäftsord-
nungsmäßigen Vorgänge und verabschiedete Empfehlungen und 
Entschließungen, die sich mit folgenden Themen befaßten: 

— Tätigkeitsbericht des Präsidiums, des Ständigen Ausschusses 
sowie des Ausschusses für die Beziehungen zu den natio-
nalen Parlamenten und zur Öffentlichkeit 

Die Versammlung nahm folgende Beschlüsse des Ständigen 
Ausschusses vom 8. Juli 1977 zur Kenntnis: 

Stellungnahme 85 betr. Haushalte des Europarates für die 
Haushaltsjahre 1975, 1977 und 1978 

Empfehlung 810 betr. Europäische Zusammenarbeit auf dem 
Gebiet des Tourismus 

Empfehlung 811 betr. die Haushaltsmittel des Europarates 

Empfehlung 812 betr. die Harmonisierung des Unterrichts 
der Luftfahrtmedizin 

Empfehlung 813 betr. Untersuchungsverfahren bei Flugzeug-
unfällen und die Rolle des Pathologen 

Entschließung 656 betr. die Lage in Spanien 

Entschließung 657 betr. die Lage in Zypern 

Entschließung 658 betr. Europäische Zusammenarbeit auf 
dem Gebiet des Tourismus 
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Entschließung 659 betr. die Erhaltung der Lebendressourcen 
des Mittelmeeres 

Entschließung 660 betr. Antwort auf den 7. Tätigkeitsbericht 
(1975) des Internationalen Zentrums für fortgeschrittene 
mediterrane landwirtschaftliche Studien 

Richtlinie 364 betr. kulturelle Aspekte des Tourismus 

— Politische Fragen (Die Lage in Spanien; die Mißstände in 
Europa) 

Hierzu sprachen die Abg. Reddemann (S. 27), Dr. Geßner 
(S. 27; 30), Frau von Bothmer (S. 29; 31) 

Beschlüsse der Versammlung 

Empfehlung 820 betr. die Lage in Spanien (S. 28/29) 

Empfehlung 821 betr. die Mißstände in Europa (S. 31/32) 

— Kultur und Erziehung (Moderne Sprachen in Europa; die 
Freiheit der Meinungsäußerung und die Rolle des Schrift-
stellers in Europa) 

Hierzu sprachen die Abg. Dr. Schwencke (S. 5; 11; 14), Büch-
ner (Speyer) (S. 7), Dr. Müller (S. 8; 14), Reddemann (S. 10), 
Dr. Mende (S. 14) 

Beschlüsse der Versammlung 

Empfehlung 814 betr. Moderne Sprachen in Europa 

Empfehlung 815 betr. die Freiheit der Meinungsäußerung 
und die Rolle des Schriftstellers in Europa (S. 14) 

— Wissenschaft und Technologie (Die Europäische Raumfahrt-
agentur; die UN-Konferenz über Wissenschaft und Techno-
logie für die Entwicklung; Einführung von Systemen zur 
Verhinderung von Zusammenstößen im Luftverkehr) 

Hierzu sprach Abg. Lenzer (S. 15) 

Beschlüsse der Versammlung 

Entschließung 661 betr. die Europäische Raumfahrtagentur 
(S. 16) 

Entschließung 662 betr. die UN-Konferenz über Wissenschaft 
und Technologie für die Entwicklung 

Richtlinie 365 betr. die UN-Konferenz über Wissenschaft und 
Technologie für die Entwicklung 

Empfehlung 819 betr. die Einführung von Systemen zur Ver-
hinderung von Zusammenstößen im Luftverkehr 

— Wirtschaft (22. und 23. Jahresbericht der Europäischen Kon-
ferenz der Verkehrsminister; die Tätigkeit der OECD im 
Jahre 1976; 16. und 17. Jahresbericht der EFTA) 

Hierzu sprachen die Abg. Dr. Ahrens (S. 17; 18), Lemmrich 
(S. 18; 19), Dr. Vohrer (S. 23; 24), Dr. Holtz (S. 22), Schmid-
huber (S. 23; 24) 
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Beschlüsse der Versammlung 

Entschließung 663 betr. Antwort auf den 22. und 23. Jahres-
bericht der Europäischen Konferenz der Verkehrsminister 
(S. 19) 

Entschließung 665 betr. den 16. und 17. Jahresbericht der 
EFTA 

Entschließung 666 betr. Antwort auf den Tätigkeitsbericht 
1976 der OECD (S. 25/26) 

— Rechtsfragen (Wehrdienstverweigerung aus Gewissensgrün-
den; einige Aspekte des Asylrechts) 

Beschlüsse der Versammlung 

Empfehlung 816 betr. Wehrdienstverweigerung aus Gewis-
sensgründen 

Richtlinie 366 betr. Wehrdienstverweigerung aus Gewissens-
gründen 

Empfehlung 817 betr. einige Aspekte des Asylrechts 

— Bevölkerungs- und Flüchtlingsfragen (20. Tätigkeitsbericht 
des intergouvernementalen Ausschusses für europäische 
Wanderbewegungen; Auswirkungen demographischer Ver-
änderungen auf die Sozial- und Migrationspolitik) 

Hierzu sprachen die Abg. Dr. Enders (S. 20), Dr. Müller 
(S. 21; 22) 

Beschluß der Versammlung 

Entschließung 664 betr. 20. Tätigkeitsbericht des intergouver-
nementalen Ausschusses für Europäische Wanderbewegun-
gen 

— Sozial- und Gesundheitsfragen (Die Lage der Geisteskranken) 

Beschluß der Versammlung 

Empfehlung 818 betr. die Lage der Geisteskranken 

— Bericht des Ministerkomitees 

Hierzu sprach Abg. Alber (S. 26; 27) 

— Raumordnung und Kommunalverwaltung (12. Tagung der 
Europäischen Konferenz der Gemeinde- und Regionalbehör-
den) 

Beschluß der Versammlung 

Stellungnahme 86 betr. die Beschlüsse der 12. Tagung der 
Europäischen Konferenz der Gemeinde- und Regionalbehör-
den, Straßburg, 24. bis 26. Mai 1977 

Die Reden der deutschen Mitglieder der Parlamentarischen Ver-
sammlung sind nachstehend mit Auszügen der betreffenden 
Beschlüsse der Versammlung abgedruckt. 
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Die Parlamentarische Versammlung wählte Abg. Dr. Manfred 
Geßner (SPD) zum Vizepräsidenten der Versammlung. Zum Mit-
glied des Gemeinsamen Ausschusses wurde von der Versamm-
lung Abg. von Hassel (CDU/CSU) (Stellvertreter Dr. Geßner) 
gewählt. 

Den turnusmäßigen Bericht des Ministerkomitees trug dessen 
amtierender Vorsitzender, der italienische Außenminister Ar-
naldo Forlani vor. 

Zur Versammlung sprachen der griechische Verkehrsminister 
und amtierende Vorsitzende der Europäischen Verkehrsmini-
sterkonferenz, George Voyatzis, der Direktor des intergouverne-
mentalen Ausschusses für europäische Wanderbewegungen, 
John Thomas, der Generalsekretär der OECD, Jonkheer E. van 
Lennep, der Vorsitzende des Ministerrats der EFTA, Ernst 
Brügger, und der Präsident des spanischen Kongresses, Fernando 
Alvarez de Miranda. 

An der Aussprache über die Tätigkeit der OECD nahmen par-
lamentarische Delegationen aus Australien, Kanada, Finnland, 
Japan, Neuseeland und Spanien teil. 

Bonn, den 18. November 1977 

Dr. Manfred Geßner 

Stellvertretender Sprecher 

Kai-Uwe von Hassel 

Sprecher 
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Mittwoch, 5. Oktober 1977 

Tagesordnungspunkt: 

Tätigkeitsbericht des Präsidiums, des Ständigen 
Ausschusses sowie des Ausschusses für die 
Beziehungen zu den nationalen Parlamenten 

und zur Öffentlichkeit 
(Drucksache 4039) 

Berichterstatter: Abg. Pecoraro 

Tagesordnungspunkt: 

Moderne Sprachen in Europa 
(Drucksache 4018) 

Berichterstatter: Abg. Piket 

Donnerstag, 6. Oktober 1977 

Tagesordnungspunkt: 

Die Freiheit der Meinungsäußerung und 
die Rolle des Schriftstellers in Europa 

(Drucksache 4012) 

Berichterstatter: Abg. Dr. Schwencke 

Dr. Schwencke (SPD): Herr Präsident! Meine sehr 
verehrten Damen und Herren! Sicherlich wird für 
die Kollegen, die mit uns in Berlin auf der 15. Kunst-
ausstellung des Europarats waren, ein Bild unver-
gessen bleiben: Georg Grosz malte 1926 „Die Stüt-
zen der Gesellschaft". Dieses Bild macht jedenfalls 
deutlich, was „Kunst" ist und was der Versuch ei-
ner politischen Interpretation von Kunst in und für 
eine Zeit bedeutet haben mag, in der die erste deut-
sche Republik bereits in Gefahr war. Damals hat 
man den Künstler beschimpft, beleidigt; man hat 
ihm schließlich den Prozeß gemacht wegen 
„Schändlichkeit in moralischen Fragen". Heute, wo 
wir über die Tendenz der 20er Jahre besser Be-
scheid wissen, wissen wir, daß diese von ihm dar-
gestellten Figuren diejenigen sind, die als „Stützen 
der Gesellschaft" die Totengräber der ersten deut-
schen Republik gewesen sind. Alles das, was im 
Bild dargestellt wurde, ist nichts anderes als eine 
politische Aussage zur Zeit gewesen. Sie hätte den 
vielen die Augen öffnen können, bevor es zu spät 
war: als schließlich 1933 die Bücher brannten und 
die ersten Verfemten — als solche bezeichnet — 
als Literaten und Künstler Deutschland verlassen 
mußten. Da erst gingen auch dem letzten die Augen 

über eine Entwicklung auf, die eine gewisse Grup-
pe innerhalb der Gesellschaft, die sogenannten 
Stützen der Gesellschaft, gemeinsam bewirkt hatte: 
Kunst und Literatur haben mit Politik zu tun! Und 
haben es noch! 

Mehr als ein Dezennium später nach Grosz' „Die 
Stützen der Gesellschaft" markiert ein anderes Bild 
die Entwicklung: Guernica! Jedermann kennt es 
wohl. Picasso, der Künstler, wurde von zwei deut-
schen Offizieren im Blick auf das Bild gefragt: Ha-
ben Sie das gemacht? Picasso hat einen Augenblick 
gezögert, dann hat er geantwortet: Nein, meine 
Herren, Sie! 

Das ist kein historisierendes Präludium zu der 
Fragestellung, die uns hier heute morgen beschäf-
tigen wird. Leider ist die Gegenwart nicht so, auch 
nicht in unseren demokratischen Ländern, daß Lite-
ratur und Politik aufeinander zulaufen. Sie laufen 
schon wieder auseinander. 

Es sei mir gestattet, Herr Präsident, daß ich aus 
der „Frankfurter Rundschau" vom 3. Oktober 1977 
im Blick auf einen deutschen Schriftsteller, den je-
dermann kennt, folgendes zitiere — ich habe mich 
vergewissert, daß alle Fakten, die hier enthalten 
sind, der Wahrheit entsprechen —: 

Es gibt jedoch eine Reihe von Vorgängen der 
letzten Zeit, die offenbar schon derart normal 
geworden sind, daß man sich wirklich überle-
gen muß, ob man nicht besser wahnsinnig wer-
den sollte. Heinrich Böll konnte nicht ahnen, 
als er den oben zitierten Satz in einem Inter-
view für den Bayrischen Rundfunk formulierte 
— um die augenblickliche „populäre Hetze" 
der Springer-Blätter und prominenter CDU/CSU-
Politiker gegen ihn und andere angebliche 
„Sympathisanten der Terroristen" zu charakte-
risieren —, 

(Zuruf von Dr. Mende [CDU/CSU]: Das 
gehört nicht hierher. Wir sind nicht im 

Bundestag!) 

daß sich die finster stimmende Logik des Sat-
zes und seine deprimierende Wahrheit ausge-
rechnet an diesem Interview beweisen sollte. 

Ich zitiere auch noch die letzte Passage, Herr Men-
de, um deutlich zu machen, wie sehr das hier Zi-
tierte mit dem Thema Freiheit zu tun hat: 

Man wird das festhalten müssen: der Litera-
turnobelpreisträger Heinrich Böll darf im Bay-
rischen Rundfunk sich nur noch dann hören 
lassen, wenn er von einem Kreis möglicherwei-
se eben jener Heldentenöre des Gratismuts um-
geben wird, deren chorisches Auftreten mit der 
immer gleichen Verleumdungsarie jedem ver-
nünftigen Menschen mißtönend und lautstark 
in den Ohren gellt. 

(Zuruf von Dr. Mende [CDU/CSU] : Kom

-

men Sie zum Thema!) 
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Haben wir uns schon so verändert, daß wir 
gar nicht mehr merken, was für ein Trauerspiel 
da gegeben ist? 

(Erneuter Zuruf von Dr. Mende [CDU/ 
CSU] : Herr Präsident, rufen Sie den Be

-

richterstatter zur Sache!) 

Ich schließe dieses Zitat bereits hier ab; es kommt 
noch Schlimmeres. Faktum ist, daß nicht nur die 
Freiheit dieses Schriftstellers durch verschiedene 
Maßnahmen gefährdet ist: durch Herstellen eines 
Hetzklimas, das ganz bestimmt nicht freiheitsför-
dernd ist und unserer Demokratie nicht gut an-
steht. 
Mein Thema, Herr Präsident, meine Damen und 

Herren, befaßt sich im größeren Zusammenhang mit 
solchen relevanten Fragen. Ich will an zwei Thesen 
deutlich machen, was meinem Bericht an politi-
scher Philosophie zugrunde liegt und natürlich 
auch Konsequenzen für die vorgeschlagene Emp-
fehlung hatte. Erstens: Der Schriftsteller hat ein po-
litisches Amt, wenngleich der Schriftsteller kein 
Mandat wie wir Politiker hat. Eine zweite These: 
Kunst definiert der Künstler. Alle unsere Versuche, 
daß wir Kunst definieren oder daß wir Gerichten 
überlassen zu definieren, was Kunst ist, führen in 
die Irre. Der Künstler schafft Kunst im originären 
kreativen Akt und definiert sie damit zugleich. — 
Ich meine, daß dieses die Kunstfreiheit ist, die für 
die Staaten des Europarats gilt — oder gelten soll-
te. 
Mein Land, das wurde an dem Zeitungszitat deut-

lich, hat sich schwer getan und tut sich schwer im 
Umgang mit Schriftstellern und Künstlern, kriti-
schen Wissenschaftlern und Intellektuellen, andere 
Länder kaum minder. Vielleicht ist das Thema ge-
genwärtig in Deutschland zu relevant, um hier pars 
pro toto europäisch ausgeführt zu werden. 

Der Bericht, den ich Ihnen heute erstatten darf, 
hat eine lange Geschichte. Unser verehrter vorheri-
ger Vorsitzender des Kulturausschusses und jetzi-
ger Generalsekretär, Georg Kahn-Ackermann, hat 
bereits 1971 eine Vorlage eingebracht, wonach er 
die Lage von Schriftstellern und Verlegern untersu-
chen lassen wollte. Wir haben nach einigen Diskus-
sionen, in denen sich das Thema verschoben hat, 
die Verleger aus dieser Gesamtdarstellung heraus-
genommen und uns auf die Lage der Schriftsteller 
— allerdings mit einigen Blicken auch auf die Si-
tuation der Verleger — konzentriert. Das Gesamt-
feld von Schriftsteller-Verleger-Markt wird erneut 
zur Sprache kommen, wenn mein Kollege Faulds in 
der nächsten Sitzungsperiode seinen Bericht vorle-
gen wird. Wir haben in dem Ihnen heute vorgeleg-
ten Bericht drei Schwerpunkte gesetzt: erstens den 
Freiheitsaspekt, zweitens das sozialpolitische Defi-
zit und drittens Fragen der Arbeitsplatzsicherung 
bzw. -erweiterung. Ein weiterer Aspekt ist schließ-
lich noch der der Harmonisierung der in unseren 
Ländern unterschiedlichen gesetzlichen Bereiche 
wie etwa Copyright, Bibliotheksabgabe, Mindestho-
norare usw. 

Wir haben im Mai 1976 eine große Hilfe für die-
sen Bericht durch die Kultusministerkonferenz des 
Europarats in Oslo erfahren, wo die Künstler und 

Schriftsteller in der Gesellschaft unter dem Leitge-
danken einer neuen Kulturpolitik im Mittelpunkt 
standen. Hier sind die von mir genannten Aspekte 
behandelt worden, und zwar in einer Empfehlung, 
die wir für unseren Ausschuß erneut aufgenommen 
haben, um damit die innere Kontinuität in der Ar-
beit des Europarats zu dokumentieren. Wir erwar-
ten nun von unseren Mitgliedsländern Maßnah-
men. 
Anfang dieses Jahres hat in Berlin der erste Kon-

greß der Schriftstellerorganisationen Westeuropas 
unter den Auspizien des Europarats stattgefunden. 
Es waren aus fast allen Mitgliedsländern, die auch 
hier vertreten sind, die Vorsitzenden bzw. Delega-
tionen der Schriftstellerverbände gekommen. Sie 
haben mit einer sehr sorgfältigen Analyse der je-
weiligen nationalen Situation begonnen und dazu 
vehement beigetragen, daß in diesem Bericht eine 
Fülle von Einzelheiten genannt werden konnten, 
über die wir sonst nicht verfügen könnten. Wir 
können sehr dankbar sein, daß dieses Treffen der 
Schriftstellerorganisationen stattgefunden hat; ein 
zweites ist für das nächste Jahr vorgesehen. Es hat 
einen sehr wichtigen Anstoß zur Formulierung der 
Interessen der betroffenen Schriftsteller in unseren 
Mitgliedsländern gegeben. 

Dieser Kongreß im Februar dieses Jahres hat ein 
paar wichtige Beschlüsse gebracht. Ich darf mir im 
Blick auf die Zeit erlauben, wenigstens drei Punkte 
vorzutragen. Die am Schluß dieser Tagung gefaßte 
Resolution hat in ihrem ersten Punkt folgenden 
Wortlaut: 

Die Vertreter westeuropäischer Schriftsteller-
organisationen und Gewerkschaften, die in ih-
ren Ländern für die Entwicklung der Freiheit 
der Kultur gegen alle Formen politischer und 
ökonomischer Zensur und gegen alle Ein-
schränkungen der freien Dialektik der Ideen 
kämpfen, fordern die in Ost und West wirksa-
me Anwendung der Vereinbarung von Helsin-
ki, insbesondere hinsichtlich des ungehinderten 
Austausches von Erfahrungen und des Rechtes 
auf die Äußerung der Organisation von Wider-
spruch, mit der einzigen Einschränkung: der 
Rücksicht auf die Freiheit des anderen. 

In dem zweiten Punkt der Entschließung wird 
u. a. die Ausarbeitung einer gemeinsamen berufs- 
und sozialpolitischen Charta der Schriftsteller ge-
fordert. Ferner wird neben anderem gefordert, daß 
sich der Europarat in Straßburg dieser Frage an-
nimmt, was hiermit jedenfalls auch im Sinne der 
Schriftsteller zu einem Teil geschieht. 

Ich darf die Initiatorin des Schriftstellerkongres-
ses in Berlin, die Schriftstellerin Ingeborg Drewitz, 
zitieren, die anschließend in einem sehr nüchternen 
Satz Resümee gezogen hat. Sie schreibt — ich glau-
be, das werden viele nicht anders sehen —, die 
„nüchterne Bilanz" sei, „daß die Literatur in ganz 
Europa in ihrer nichtmarktkonformen Vielfalt ge-
fährdet ist". Sie fährt fort: „Die Schriftstellerorgani-
sationen kämpfen um Rechte, die, gemessen an der 
technischen Entwicklung, bescheidene Rechte sind, 
die Rechte jedermanns auf Alters- und Krankenver-
sicherung." 
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Damit komme ich zu dem Punkt, der auch in mei-
nem Bericht einen großen Raum einnimmt und den 
mein Kollege Reinhart nachher noch deutlicher aus 
der Perspektive des Sozialausschusses darstellen  
wird: Es handelt sich um die sich verschlechternde 
wirtschaftliche Situation, die für den betroffenen 
Schriftsteller insbesondere soziale Konsequenzen 
hat. Der betroffene Schriftsteller, von dem ich hier 
spreche, ist derjenige, der keine andere Versiche-
rung hat, d. h. der nicht Lehrer oder Angestellter ist 
oder einen anderen Beruf hat, der ihn ernährt und 
sozial sichert. In dieser Hinsicht gibt es in der Tat 
sehr viele Defizite, die des typischen Freiberuf-
lers. 

Aber man sollte nicht nur von Defiziten, sondern 
auch von einigen positiven Entwicklungen spre-
chen. Da ist besonders in den Berichten der Dele-
gierten aus Skandinavien . in Berlin einiges Erfreuli-
che herausgekommen. In Schweden gibt es eine je-
denfalls in gewissem Umfang als mustergültig an-
zusehende Regelung. Da gibt es etwa das subven-
tionierte gute billige Buch des Jahres, das ein neu-
er Roman eines schwedischen Schriftstellers sein 
kann, der mit Unterstützung des Staates publiziert 
wird und gewissermaßen in jedem Supermarkt zu 
haben ist. 

Oder denken wir an Finnland. Dort gibt es einen 
Stipendienreichtum, der uns andere nur beschämt; 
fast jeder zweite finnische Schriftsteller kommt in 
den Genuß eines solchen Stipendiums. 

In Dänemark gibt es eine Sozialversicherung, die 
jedenfalls für viele Länder vorbildlich ist. 

In der Bundesrepublik Deutschland gibt es Ei-
geninitiativen, etwa den Verlag der Autoren und 
Autorenbuchhandlungen. 

Dann nenne ich Großbritannien. Dort spielt das 
Problem der Altersversorgung, der Sozial- und der 
Krankenversicherung keine wesentliche Rolle, weil 
jedermann a priori versichert ist. 

Aber es gibt noch mehr negative Tendenzen. So 
haben wir uns in Italien von dem Präsidenten der 
Schriftstellervereinigung sagen lassen, daß selbst 
berühmte Schriftsteller in Italien nicht von dem le-
ben können, was sie mit ihren Büchern verdie-
nen. 

Dann nenne ich die Türkei. Dort werden — ich 
fürchte, daß die Situation auch in diesen Tagen 
noch nicht geändert ist — kritischen Autoren 
Schwierigkeiten gemacht, ihre Gedanken überhaupt 
zu publizieren. 

Ich kann das alles nur andeuten und weise dar-
um auf meinen Bericht hin, in dem ich ausführli-
cher darauf eingegangen bin. 

Herr Präsident, meine sehr verehrten Damen und 
Herren, ich denke, es lohnt sich, wenn wir in eini-
gen Punkten die zur Debatte stehenden Fragen zu-
sammenfassen. Ich tue das mit dem kurzen Hinweis 
auf die Arbeitsfelder, die im Mittelpunkt meines 
Berichtes und der Empfehlungen stehen: 

1. garantierte politische Entfaltungsmöglichkeiten 
auf der Grundlage der Menschenrechtskonven-
tion, 

2. eine bessere ökonomische Existenzsicherung, 
etwa durch Ausdehnen der Berufsfelder für den 
Schriftsteller, 

3. soziale Rahmenregelungen für Krankheit und 
Alter, 

4. Angleichung der unterschiedlichen Rechtsposi-
tionen innerhalb europäischer und nationaler 
Gesetzgebung — im Blick auf Copyright, Biblio-
theksabgabe, 	Übersetzung, 	Mindesthonorar 
usw.; im Bericht Faulds zur Bibliotheksabgabe 
werden wir darüber später noch einiges hören 
und weiter diskutieren können —, 

5. Entwicklung neuer kulturpädagogischer Arbeits-
bereiche, die etwa im nichtmerkantilen Freizeit-
bereich liegen und 

6. — diesen Aspekt bringe ich hier gern auch im 
Auftrag der Schriftsteller an — die Sicherung 
ethnischer Minderheitsliteraturen. 

Herr Präsident, meine Damen und Herren, lassen 
Sie mich schließen. Literatur und Politik stehen 
stets im Spannungsfeld. Keiner wird es auflösen. 
Kein Demokrat wird in der Lage sein, dieses Span-
nungsfeld zu beseitigen, da es sich a priori im Blick 
auf die verschiedenen Aufgaben von Literatur ei-
nerseits und Politik andererseits unterschiedlich 
darstellt: Dieses Verhältnis wird immer gespannt. 
sein. Aber wir meinen — und das ist meine The-
se —, daß der fortschrittliche Schriftsteller, der 
Volksaufklärer, der emanzipatorische Pädagoge in 
seinem Volk, den Auftrag und die Chance hat, in 
Denk- und Fühlbereiche einzudringen vermag und 
Ebenen, die noch kein Politiker oder sonst jemand 
kennt, durch Schreiben auf die Tagesordnung zu 
bringen, womit wir Hinweise auf eine bessere, auf 
eine humanere Entwicklung bekommen. 

Wenn wir heute diskutieren, sprechen wir in ei-
ner Situation, die sich jedenfalls im Blick auf mein 
Land nicht verbessert, sondern verschlechtert hat. 
ich darf sagen: Nach meiner Auffassung hat Demo-
kratie immer so viel mit Freiheit zu tun, wie wir 
diese Freiheit auch für unsere kritischen Geister zu 
sichern bereit sind, bzw. diesen Freiraum noch er-
weitern. Literatur findet ihre Wahrheit im schöpfe-
rischen Akt. Wir müssen alles tun, daß dieser Akt 
im Sinne unserer parlamentarischen Demokratie 
möglich und sicherer wird: es ist ein politischer 
Akt! 

Günter Grass, einer der deutschen Schriftsteller, 
die nicht ganz unbekannt sind, hat ein Bild ge-
braucht, um die Aufgabe der Literatur deutlich zu 
machen. Er will vor jeweils falschen Alternativen 
warnen und sagt: Mein Haus hat zwei Ausgänge; 
ich wähle den dritten. Wir können auch einen an-
deren wählen. 

Büchner (Speyer) (SPD) : Herr Präsident! Meine 
lieben Kolleginnen und Kollegen! Ich begrüße den 
Bericht von Herrn Kollegen Dr. Schwencke und 
möchte zu zwei Aspekten dieses Berichts kurz 
Stellung nehmen, vor allen Dingen deshalb, um 
Mißverständnissen und Mißdeutungen, die es im 
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Lauf der Debatte gewollt oder ungewollt geben 
kann, von vornherein entgegenzutreten. 

Der erste Aspekt, zu dem ich etwas sagen will, 
sind die Ausführungen und Darlegungen in diesem 
Bericht über die Rolle des Schriftstellers in unserer 
Zeit. Ich begrüße es ausdrücklich, daß der Bericht 
es vermeidet, von außen dem Schriftsteller eine 
Rolle in unserer Gesellschaft zuzuweisen, daß er es 
aber ermöglicht, daß der Schriftsteller — und dies 
ist auch meine Meinung — sich die Rolle, die er 
spielen möchte, durch sein Werk, durch Inhalt, 
Aussage und Form seines Schaffens selbst suchen 
kann. Dieser Bericht stellt sicher, daß ihm diese 
Freiheit auch gewahrt, gelassen wird, daß sie even-
tuell für ihn auch verteidigt werden muß, wenn 
sich der Schriftsteller die Rolle des kritischen Be-
gleiters in unserer Gesellschaft als seine maßgeben-
de Aufgabe stellt. 

Hier haben wir Anlaß, sowohl im Osten als auch 
im Westen auf Bedrohungen hinzuweisen, die die-
sem Rollenverständnis des Schriftstellers sehr mas-
siv entgegenstehen: ob es auf der einen Seite die 
Behinderungen sind bis hin zu Ausweisungen und 
Ausbürgerungen, bis zu subtilen Angriffen auf Leib 
und Leben, die wir in der letzten Zeit berichtet be-
kommen haben; ob es auf der anderen Seite das ist, 
was kritischen Schriftstellern entgegenschlägt, wie 
es Herr Schwencke definiert hat, nämlich ein Kli-
ma, in dem zu verzeichnen ist, daß nicht jede Aus-
sage, die sich kritisch mit gesellschaftlichen Zu-
ständen befaßt, auch frei bleibt von dem Versuch, 
die Person des Schriftstellers ins Zwielicht zu brin-
gen. 
Sein Werk, seine Aussage steht zur Kritik; seiner 

Person muß Freiheit und Unabhängigkeit gesichert 
bleiben. Dies sollte unser gemeinsames Bestreben 
sein. Hierfür haben wir die Grundlagen in der Men-
schenrechtskonvention. 

Der zweite Aspekt, den ich kurz berühren will, 
findet seine Grundlage in der Sozialcharta. Ich bin 
Mitglied des Sozialausschusses und habe mich be-
sonders mit diesem Bereich beschäftigt. Das ist der 
Aspekt, zu dem Herr Reinhart ergänzend Stellung 
genommen hat. Ich möchte, liebe Kolleginnen und 
Kollegen, davor warnen, daß sich in diesem Bereich 
Mißverständnisse einschleichen. Ich plädiere aus-
drücklich dafür, daß der Schriftsteller in Europa 
eine seinem besonderen Stand gemäße Chance er-
hält, sich in die Systeme sozialer Sicherung einzu-
fügen. Ich widerspreche ausdrücklich der weit ver-
breiteten Auffassung, soziale Sicherheit vertrage 
sich nicht mit der Freiheit und Unabhängigkeit des 
Künstlers. 

Wer dies meint, hat ein Bild vom Schriftsteller, 
das nicht mehr in unsere Zeit paßt. Die Idylle des 
„armen Poeten" von Spitzweg mag liebenswürdig 
sein; niemand sollte jedoch wünschen, daß sie das 
Bild des heutigen Schriftstellers bestimme. Roman-
tisierende Betrachtungsweisen und die Erwartung, 
materielle und soziale Unsicherheit seien besondere 
Antriebskräfte künstlerischen Schaffens, sind für 
mich eine elitäre und beleidigende Beurteilung 
schriftstellerischer Arbeit. Ich meine, im Gegenteil: 
soziale Sicherheit ist eine der wesentlichen Voraus

-

setzungen für die Freiheit und Unabhängigkeit des 
Schriftstellers. 

Die Solidargemeinschaften, z. B. der Kranken-
und Altersversicherung, sollen und müssen diesem 
Berufsstand geöffnet werden. Dabei sollen natürlich 
die Besonnderheiten, die diesem künstlerischen Be-
rufsstand eigen sind, in der Ausgestaltung der ein-
zelnen Möglichkeiten berücksichtigt werden. Der 
Sozialausschuß will sich, wie Herr Kollege Rein-
hart  bekräftigt hat, in nächster Zeit allgemein, also 
über den Berufsstand des Schriftstellers hinaus, mit 
der sozialen Sicherung der künstlerischen Berufe 
beschäftigen. 

Herr Präsident, Kolleginnen und Kollegen, nicht 
der Staat, sondern die Solidargemeinschaften, die 
wir in unseren Gesellschaften für die soziale Siche-
rung geschaffen haben, sollen dafür sorgen, daß der 
Künstler seine Unabhängigkeit und Freiheit wahren 
kann. Ich widerspreche dem Wort vom „Staats-
schreiber". Gerade wenn wir ihn nicht wollen, son-
dern die Unabhängigkeit des Schriftstellers sichern 
wollen, dürfen wir nicht unterlassen, für seine so-
ziale Sicherheit zu sorgen bzw. die Voraussetzun-
gen dafür zu schaffen, daß er die Chance hat, selbst 
für seine soziale Sicherheit zu sorgen. 

Auf diese zwei Aspekte, Herr Präsident, wollte 
ich hinweisen. Ich möchte an Sie alle appellieren, 
Kollegen und Kolleginnen: Geben Sie dem Schrift-
steller die Chance der Freiheit und Unabhängigkeit, 
indem Sie ihm zumuten und zutrauen, daß er seine 
Rolle in der Gesellschaft selbst findet. Wir unserer-
seits müssen ihm lediglich die Freiheitsräume si-
chern, innerhalb deren er diese Rolle spielt. Das be-
dingt, daß wir ihm die Möglichkeit einer eigenstän-
digen, seinem Berufsstand entsprechenden sozialen 
Sicherung eröffnen. Der Bericht des Kollegen Dr. 
Schwencke bietet dafür eine gute Grundlage. Wer 
ihm zustimmt, dient den Schriftstellern und dient 
auch unserer Gesellschaft in Europa. 

Dr. Müller (CDU/CSU) : Herr Präsident! Meine 
sehr verehrten Kolleginnen und Kollegen! Ich glau-
be, wenn wir den Bericht des Kollegen Schwencke 
diskutieren, müssen wir bei den Wurzeln beginnen. 
Ich bin der Meinung, daß sich in diesem Bericht 
eine Auffassung vom Schriftsteller verbirgt, die 
nicht unbedingt von allen hier in diesem Hause ge-
teilt wird. 

Der Kollege Schwencke hat vorhin in seiner Ein-
führungsrede davon gesprochen, daß der Schrift-
steller ein politisches Amt hat. Meine lieben Kolle-
ginnen und Kollegen, das mag sicher für einige 
Schriftsteller zutreffen. Nur: Es trifft genauso si-
cher nicht für alle Schriftsteller zu, ganz gleich, in 
welchem Bereich sie tätig sind. Nehmen wir das 
Beispiel der Lyrik. Natürlich kann es einen Lyriker 
geben, der ein politisches Amt hat, etwa einer, der 
ein Gedicht über die Unterdrückung von Landarbei-
tern schreibt. Aber es gibt umgekehrt auch Lyriker, 
die ein Gedicht an eine Rose oder an einen Herbst-
wald schreiben. Wo ist hier ein politisches Amt, 
eine politische Aufgabe? 

Mich stört auch an diesem Begriff „politisches 
Amt", daß hier vordemokratische Vorstellungen 
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mit durchschlagen, Erscheinungen, die durch die 
Französische Revolution von 1789 längst überwun-
den worden sind, nämlich unkontrollierte Macht, 
elitäre Einstellung, eine gewisse Arroganz, einen 
besonderen Anspruch in einer demokratischen Ge-
sellschaft zu haben. 

Denn dieses politische Amt des Schriftstellers 
wird ja von niemandem kontrolliert. Das politische 
Amt eines Politikers, eines Abgeordneten, von uns 
allen, wird kontrolliert durch den Wähler. Er muß 
sich zur Wahl stellen. Beim Schriftsteller ist das 
nicht der Fall. Deswegen, so glaube ich, kann man 
es nicht sagen: Der Schriftsteller hat schlechthin 
ein politisches Amt. 

Lassen Sie mich hier noch einen anderen Punkt 
aufgreifen, den schon andere erwähnt haben. Ich 
will ihn nur ganz kurz anschneiden. Ich bin auch 
nicht der Meinung, daß jeder einen Anspruch dar-
auf hat, als „Schriftsteller" bezeichnet zu werden, 
ganz gleich, was er produziert, was er herausbringt. 
Da gibt es ja erhebliche, Unterschiede. Ein Kolum-
nist in einer großen Massenillustrierten verdient 
für eine Kolumne soviel wie ein Lyriker in zwei 
Jahren, um es einmal so zu formulieren. Aber viel-
leicht ist der Lyriker mehr ein Schriftsteller als der 
Kolumnist in einer Massenillustrierten. Insofern 
muß man auch hier Differenzierungen vorneh-
men. 

Der Kollege Schwencke spricht auch von einem 
Marktmechanismus, der eine Rolle spielt. Er zitierte 
die Schriftstellerin Drewitz mit ihren Äußerungen, 
wie ich glaube, in der „Neuen Rundschau". Natür-
lich ist dieser Marktmechanismus nicht mehr ganz 
in Ordnung. Er ist es aber nicht deshalb — so ko-
misch das klingen mag —, weil eine Bedrohung 
durch das „große Kapital" vorhanden ist, sondern 
weil eher eine Bedrohung von einer gemeinsamen 
politischen Grundeinstellung aus einer ganz be-
stimmten Richtung her vorhanden ist. Die großen 
Bestseller und die großen Verlage — zumindest in 
meinem Land — haben eine ganz bestimmte politi-
sche Tendenz, die eine antikapitalistische Tendenz 
ist, nicht etwa eine prokapitalistische Tendenz. Es 
entsteht ein ganz falscher Eindruck, wenn man es 
so einfach zur Kenntnis nimmt. Diejenigen, die die 
größten Auflagen haben, Herr Simmel und Herr 
Grass, sind politisch eindeutig festgelegt. Man soll-
te hier nicht irgendwelche Potemkinsche Dörfer 
aufbauen, die nicht mit der Wirklichkeit überein-
stimmen. 

Wenn man von der sozialen Sicherheit der 
Schriftsteller spricht, meine sehr verehrten Damen 
und Herren: Wie ist das beim Arbeiter? Da gibt es 
die Solidarhaftung, da gibt es den Beitrag zur Al-
tersversicherung. Wo sind die Beiträge derjenigen, 
die als Schriftsteller Millionen verdienen? Den Le-
bensstandard derjenigen, die „nur" Lyriker sind 
oder vielleicht nicht soviel verdienen und im Alter 
in Not sind, soll der Hilfsarbeiter mitfinanzieren, 
während sich der Bestsellerautor mit Millionenein-
kommen über Jahre hinaus ein schönes Leben ge-
macht hat? Man muß etwas darüber nachdenken, 
wie man hier im einzelnen handeln sollte. 

Lassen Sie mich noch einen anderen Punkt auf-
greifen, der mir auch wesentlich erscheint, weil ich 
glaube, daß in dieser Beziehung im Bericht be-
stimmte Vernachlässigungen enthalten sind. Der 
Autor des Berichts schreibt wörtlich, daß ein Verle-
ger die neunfache Einnahme eines Autors hat. Er 
schreibt selber, daß ein Autor Einnahmen in Höhe 
von fünf bis fünfzehn Prozent hat. Das neunfache 
Einkommen macht rund 90, 95 gut 100 % der Buch-
einnahmen aus. Das heißt, die Druckereiarbeiter 
würden umsonst drucken. Das ist eine echte Aus-
beutung, weil sie offensichtlich keine Löhne be-
zahlt bekommen. Der Vertrieb wäre auch umsonst. 
Hier stimmt doch etwas nicht, hier muß man die 
richtigen Relationen ansetzen. 

Ein Versäumnis dieses Berichts ist auch, daß z. B. 
das Problem der Raubdrucke nicht erwähnt wird. 
Wir haben heute z. B. in meinem Land eine Fülle 
von sogenannten Polit-Läden und anderen linksla-
stigen, im Dunstkreis bestimmter Erscheinungen in 
der Bundesrepublik angesiedelten Einrichtungen, in 
denen eine Vielzahl von Büchern einfach fotome-
chanisch vervielfältigt und zu Preisen, die unter 
den normalen Ladenpreisen liegen, auf den Markt 
gebracht werden. Ich glaube, diesen Aspekt sollte 
man besonders beachten. 

Ein anderer Punkt, der ebenfalls keine Beachtung 
gefunden hat, ist dieser: Ich habe das Gefühl, in ei-
nigen Ländern ist heute eine Analphabetisierungs-
kampagne der Alphabetisierten im Gange, d. h. eine 
Bewegung von denen, die lesen und schreiben kön-
nen, zurück zu denen, die nur noch das Bild auf-
nehmen. Wir kennen die Welle der Comics, der 
Bildgeschichten. Ja, selbst das „Kapital" von Karl 
Marx ist jetzt als Comic herausgekommen. Sie wis-
sen sicher selbst, welchen Umfang diese Welle hat 
und was hier nicht mehr ganz stimmt. 

Lassen Sie mich noch etwas zur Frage der Zensur 
sagen. Der Kollege Aano hat gesagt, daß es eine 
gewisse Selbstbeschränkung geben muß. Ich betone 
dieses Wort. Oder sind Sie der Meinung, daß jede 
Art von Pornographie verbreitet werden soll, daß 
jede Art von Gewaltverherrlichung sado-masochi-
stischer Art verbreitet werden soll, etwa die Darstel-
lung der Frau als ausgebeutetes bloßes Lustobjekt? 
Oder sind Sie der Meinung, daß nazistische Litera-
tur, die die Gewalt verherrlicht, verbreitet werden 
soll? Ich denke etwa an die italienischen Kollegen; 
Sie kennen sicher das Buch „Porci con ali", das in 
diesem Bereich der politischen Pornographie ange-
siedelt ist. Ich bin der Meinung — und da bin ich 
wohl sogar mit den Kollegen der Kommunistischen 
Partei einig —, daß hier etwas passiert ist, wo man 
irgendwie an die Selbstachtung des Schriftstellers 
appellieren muß. 

Ich glaube auch, in diesem Bericht hätte die ethi-
sche Grundhaltung des Schriftstellers deutlicher 
angesprochen werden sollen, denn diese ethische 
Grundhaltung ist von ganz großer Bedeutung. Es 
nützt gar nichts, wenn Schriftstellerverbände oder 
deren Vorsitzende große Worte über Freiheit spre-
chen, aber auf der anderen Seite diese Freiheit 
selbst mißbrauchen. Ich könnte hier den Vorsitzen-
den des Schriftstellerverbandes der Bundesrepublik 
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zitieren, der in diesen Tagen zugelassen hat, daß 
der von ihm verfaßte „Schleyer-Steckbrief" verbrei-
tet wird, was in der gegenwärtigen Situation si-
cherlich kein besonders schlauer Schachzug ist. Ich 
denke auch an das Mitglied des Schriftstellerver-
bandes Peter Schütt, der als Politlyriker eine Hym-
ne auf die Ermordung des Bankpräsidenten Ponto 
in einer deutschen Zeitschrift hat erscheinen las-
sen. Hier werden gewisse Grenzen überschritten, 
die nach meiner Meinung nicht auf Grund einer 
Zensur, aber auf Grund der Selbstachtung der 
Schriftsteller eingehalten werden sollten. Solange 
die Schriftsteller das nicht berücksichtigen, müssen 
sie von dem hohen Podest ihres Anspruchs, beson-
dere Vorkämpfer der Freiheit zu sein, herunter. 

Ich wollte eigentlich nicht, daß hier noch Fragen 
meines Landes mit in die Debatte gezogen werden, 
aber nachdem der Kollege Schwencke das am Be-
ginn seines Berichts getan hat, muß auch ich etwas 
dazu sagen. Ein altes Gebot besagt: audiatur et al-
tera pars, man muß auch den anderen hören. Dies 
gehört auch zum Selbstverständnis von Meinungs-
freiheit etwa in meinem Land beim Bayerischen 
Rundfunk. Man wollte keine einseitige Agitation. 
Man hat nicht ein Interview mit einem Schriftstel-
ler abgesetzt, sondern dieses Interview — und ich 
habe ein gewisses Recht, dazu zu sprechen, weil 
ich in diesem Interview zitiert werde — wurde, als 
es in eine Hausfrauensendung des Bayerischen 
Rundfunks eingeschmuggelt werden sollte, in letz-
ter Minute zur Kenntnis genommen, und der zu-
ständige Redakteur hat gesagt: Nein, an diesem 
Tag senden wir das nicht, wir senden das an einem 
anderen Tag, wenn dazu auch eine andere Stellung-
nahme abgegeben werden kann. Gibt es eine faire-
res Verhalten? Will man nur eine einseitige Infor-
mation, will man nur eine einseitige Berichterstat-
tung, oder will man demokratisch sein? Dann muß 
man auch die Meinung des anderen mit anhören 
können. 

Das letzte, was mir Sorge macht, liegt im Bericht 
selber begründet. Es heißt dort unter Punkt 1: 

Unlike their East European colleagues, writers 
in most Council of Europe member states do 
not enjoy a secure or really free professional 
status in society. 

Das heißt: Im Gegensatz zu den Schriftstellern in 
den osteuropäischen Staaten haben die Schriftstel-
ler in den westlichen Staaten keinen sicheren und 
wirklich freien Status in der Gesellschaft. — Meine 
sehr verehrten Kolleginnen und Kollegen, so kann 
das nicht stehenbleiben, denn hier wird ein falscher 
Eindruck erweckt, der nicht der Realität entspricht. 
Ein ähnliches Beispiel findet sich an einer anderen 
Stelle des Berichts. 

Ich bedauere sehr, daß der Verfasser dieses Be-
richts — der ja ein Experte auf diesem Gebiet ist; 
er ist selber Verleger im Rahmen des Autorenverla-
ges, er ist Schriftsteller, und zwar sicherlich ein 
Schriftsteller mit politischem Amt, und er fühlt sich 
wahrscheinlich auch so — ein bißchen zu stark sei-
ne persönliche Meinung zu diesem Punkt hat zum 
Durchbruch kommen lassen. Ich bin der Meinung, 
daß die Kunst — und die Schriftstellerei gehört nun 

einmal zur Kunst — eben nicht nur politische, son-
dern auch ganz allgemeine Aspekte hat. 

Reddemann (CDU/CSU) : Herr Präsident! Meine 
Damen! Meine Herren! Der Schriftsteller Arthur 
Köstler hat vor etwa dreißig Jahren einen Essay 
geschrieben, den er mit der Überschrift versah: 
„Die Versuchungen des Romanschriftstellers". Er 
beschrieb dabei das eine Extrem eines Schriftstel-
lers, der in seiner Schriftstellerstube bei fast ge-
schlossenen Vorhängen sitzt und der nur einen 
ganz kleinen Blickwinkel der Realität sieht, aber 
diesen Blickwinkel beschreibt, als biete er die gan-
ze Realität seiner Zeit. Er zeichnete als das andere 
Extrem jenen Schriftsteller, der sich weit aus dem 
Fenster legte, der den Boden unter den Füßen ver-
lor und wild gestikulierend in die Zeit hineinredete, 
der also die Realität ebenfalls nicht mehr sah, aber 
glaubte, nun der progressive Schriftsteller seiner 
Zeit zu sein. 

Ich habe den Eindruck, meine verehrten Damen 
und Herren, daß das zweite Extrem genau jenes Ur-
bild des Schriftstellers ist, wie sich unser verehrter 
Herr Berichterstatter in seinem Bericht einen 
Eindruck, als sei er in eine Nostalgie verfallen, als 
Schriftsteller vorstellt. Ich habe ein bißchen den 
trauere er noch jenen Autoren der „bibliothéque 
rose" nach, die praktisch nur den zweidimensiona-
len Menschen kannte, den Menschen, der an sei-
nem Geschlecht und an seiner Klasse zu erkennen 
war. Ich meine, dies ist ein Bild, das durchaus sub-
jektiv ehrlich sein kann, als ehrlich angesehen wer-
den muß, aber es muß in dieser Versammlung zu-
gleich gesagt werden, daß dies nur ein Bild des 
Schriftstellers sein kann und daß es sehr viel mehr 
Bilder für einen Schriftsteller, für die Beschreibung 
eines Schriftstellers geben kann. 

Für mich, meine Damen, meine Herren, ist ein 
Schriftsteller ein Mensch, der mit Hilfe seines Wor-
tes versucht, die Botschaft seines Gewissens an ei-
nen anderen Menschen weiterzugeben oder an eine 
Vielzahl von Menschen. Dieser Schriftsteller muß 
aber zugleich ein Mensch sein, der nicht nur das 
Recht der Kritik für sich in Anspruch nimmt, son-
dern der vor allem ebenfalls die Pflicht fühlt, an 
sich selbst Kritik vollziehen zu lassen, wie er ande-
re Menschen, andere Meinungen und andere Insti-
tutionen der Kritik unterzieht. 

Ich habe seit 26 Jahren davon gelebt, daß das 
von mir geschriebene Wort gedruckt wird. Ich 
habe deswegen immer sehr aufmerksam die gesam-
te Situation verfolgt, und ich habe den Eindruck, 
daß gerade jener politisierende Schriftsteller, den 
unser verehrter Herr Berichterstatter beschrieben 
hat, inzwischen zu einer Kategorie von Mitmensch 
geworden ist, der zwar begeistert Kritik am ande-
ren übt, der es für selbstverständlich hält, daß sei-
ne Kritik unbegrenzt und unbegrenzbar ist, der 
aber sofort von Verfolgung spricht, wenn man die 
Sonde der Kritik nach seinen eigenen Maßstäben 
auch an ihn anlegt. Er fühlt sich bereits in dem Au-
genblick verfolgt, in dem die gleiche ätzende 
Schärfe, die gleiche Art der Polemik und mögli-
cherweise auch die gleiche Methode der falschen 
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Behauptung auf ihn zurückschlagen. Ich glaube, 
diese Sicht der Dinge dürfen wir nicht hinneh-
men. 

Der Berichterstatter hat gesagt: Freiraum für kri

-

tische Geister. Ich möchte ihm da völlig zustimmen, 
möchte das aber ergänzen: Freiraum auch für sol-
che kritischen Geister, die an kritische Geister mit 
kritischen Bemerkungen herangehen wollen, oder 
— um auf das Beispiel zurückzukommen, das der 
Herr Berichterstatter heute morgen zu Beginn gege-
ben hat — Freiraum für Heinrich Böll, aber auch 
Freiraum für diejenigen, die glauben Grund zu ha-
ben, an Heinrich Böll Kritik zu üben. 

Meine Damen, meine Herren, gestatten Sie mir 
einen kleinen Einschub in diesem Moment. Der 
Herr Berichterstatter hat — für mich etwas unver-
ständlich, wie ich gerne zugebe — einen noch an-
hängigen Streitfall zwischen dem Schriftsteller 
Heinrich Böll und dem Bayrischen Rundfunk her-
ausgegriffen und hat sich massiv dagegen gewehrt, 
daß ein Interview, das mit Heinrich Böll aufgenom-
men worden war, nicht gesendet wurde, sondern 
erst dann gesendet wird, wenn eine entsprechende 
Gegenmeinung ebenfalls ausgestrahlt werden kann. 
Ich will mich in diesen Streit nicht einmischen. Ich 
halte ihn nicht für einen Streit, der diese Versamm-
lung beschäftigen sollte. Ich darf aber darauf hin-
weisen, daß der Staatssekretär im Bundespresseamt 
— und ich sage dies als ein Mitglied der deutschen 
Opposition —, Herr Bölling, ein Parteifreund unse-
res geschätzten Berichterstatters, gestern auf der 
Bundespressekonferenz erklärt hat, die von Hein-
rich Böll in eben jenem Interview angegebenen 
Fakten seien „so wohl nicht korrekt". Ich meine, 
dann ist es um so korrekter, wenn sich eine Rund-
funkanstalt des öffentlichen Rechts darum bemüht, 
beide Seiten hören zu lassen. 

Meine Damen, meine Herren, ich möchte deswe-
gen den Herrn Berichterstatter bitten, nicht weiter 
in ein schwebendes Verfahren einzugreifen. 

Aber lassen Sie mich noch auf einen anderen 
Aspekt hinweisen, der mir wesentlich erscheint. 
Gerade diejenigen Schriftsteller, die meinen, sie 
müßten sich allzu stark, so wie es der Berichterstat-
ter vorschlägt, an politischen Kriterien orientieren, 
haben in den letzten Jahren eine Art esoterischer 
Geheimschrift entwickelt. Mit der Art, wie sie das 
neusoziologisch in ihre Arbeiten einfügen, entfrem-
den sie sich der Bevölkerung. Die auch hier gerade 
wieder kritisierte und bedauerte Trennung zwi-
schen der Kunst und der Mehrheit der Bevölkerung 
wird durch diese Art des Schreibens im Grunde ge-
nommen leider nicht behoben, sondern vertieft. 
Man läßt diejenigen Lesewilligen, die nicht bereit 
sind, eine solche Geheimsprache mit zu erlernen, in 
den Niederungen der Trivialliteratur. Auch darüber 
sollten wir nachdenken. 

Ich darf noch keine kritische Anmerkung zu dem 
Bericht machen. Meine Damen, meine Herren, ich 
habe den Verdacht, daß der Bericht gerade bezüg-
lich der Auseinandersetzung über die Lage der 
Schriftsteller in Ost und West nicht ausgewogen 
genug ist. Hier ist schon ein Wort der Kritik gesagt 
worden. Aber ich möchte hinzufügen: Wenn man 

hier den Begriff der Verfolgung von Schriftstellern 
in Ost und West sozusagen gleichermaßen auf ein 
nicht gesendetes Interview von Heinrich Böll auf 
der einen Seite und auf das grausame Lagerleben 
von Solschenizyn und Bukowski auf der anderen 
Seite überträgt, wenn man beides also auf die un-
gefähr gleiche Ebene hebt und alles als Verfolgung 
ansieht, dann habe ich den Verdacht, daß dies eine 
Gleichsetzung von pubertärem Hautausschlag und 
Lepra ist. Ich glaube, das können wir nicht akzep-
tieren. 

Eine letzte Bemerkung. Es ist sehr viel über die 
Rolle der Schriftsteller gesagt worden. Ich bin mir 
nach der gesamten Debatte, die ich sehr aufmerk-
sam verfolgt habe, nicht klar, ob wir wirklich eine 
gemeinsame Auffassung über den Stand oder den 
Beruf des Schriftstellers erarbeiten können. Ich bin 
dafür, daß wir jedem, der glaubt, sich als Schrift-
steller berufen zu fühlen, der meint, seine Gedan-
ken zu Papier bringen zu sollen, den notwendigen 
Freiraum geben. Ich bin auch dafür, daß man alles 
versucht um ihm eine soziale Sicherung zu geben, 
damit nicht Gedanken ungedruckt bleiben und, ob-
wohl sie wichtig sind, untergehen. Aber, meine Da-
men, meine Herren, ich warne davor, aus dem Be-
rufsstand des Schriftstellers einen privilegierten 
Stand von Menschen zu machen, die von sich nur 
behaupten, Schriftsteller zu sein, und über deren 
Werke wir uns allenfalls noch in den Krabbelkä-
sten des modernen Antiquariats informieren kön-
nen. 

Ich bitte Sie deswegen sehr herzlich, die kriti-
sche Sonde, die wir alle an die Gesellschaft anle-
gen, auch an den Schriftsteller anzulegen; denn nur 
so können wir ihm wirklich Hilfe geben. 

Dr. Schwencke (SPD) : Herr Präsident! Meine sehr 
verehrten Damen und Herren! Bei der langen De-
batte, die wir heute haben und für die ich sehr 
dankbar bin, ist mir erneut bewußt geworden, auf 
welch schwieriges Feld ich mich eingelassen habe. 
Indem ich nicht nur ein paar schlichte Dinge zu-
sammengeschrieben habe, die jedem einleuchten 
und die jeder unterschreiben könnte, sondern das 
getan habe, was nicht nur der Beruf des Schriftstel-
lers verlangt — den ich nicht als „elitär" ansehe — 
und was kraft parlamentarischen Amtes nach mei-
ner Meinung als selbstverständlich vorauszusetzen 
ist, nämlich einen politischen Bericht zu geben, 
habe ich politisch-parteiisch gehandelt. Daß dieser 
politische Bericht nicht von einem Herrn Redde-
mann oder von einem Herrn Müller, sondern von 
mir erstattet wird, macht sicherlich einen gewissen 
Unterschied aus, der nicht zu überhören war. 

Lassen Sie mich mit dieser Vorbemerkung noch 
einmal ausdrücklich den Dank verbinden, auch den 
Dank für kritische Worte. Ich glaube, das macht 
eben auch den Umgang hier miteinander aus und 
qualifiziert ihn, daß wir Kritik hören können, je-
denfalls so lange, wie diese Kritik auch eine solide 
Basis hat, etwa die in dem Ihnen Vorgelegten. 

Ich darf allerdings sagen, daß ich bei einigen Bei-
trägen den Eindruck hatte, die Redner haben einen 
anderen Bericht als meinen gelesen. Selbstverständ- 
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lich habe ich niemals, wenn ich das Amt des 
Schriftstellers als ein „politisches Amt" bezeichne-
te, damit den „politisierenden Schriftsteller" ge-
meint, der uns in unserem Handwerk dümmliche 
Anleitungen geben will. Diesen habe ich nicht im 
Blick, sondern den Schriftsteller — Herr Redde-
mann, ich meine, das muß auch aus der deutschen 
Übersetzung, die Sie haben, deutlich geworden 
sein —, der als politischer Einmischer mit eigenen 
Formen und Inhalten diesen seinen politischen Auf-
trag öffentlich — schreibend — wahrnimmt. Daß er 
das manchmal in einer Sprache tut, die wir nicht 
gut verstehen, die wir vielleicht nicht mögen, die 
vielleicht auch elitär ist oder jedenfalls so er-
scheint, will ich gar nicht in Zweifel ziehen. 

Ich meine, daß das Wort von Brecht immer noch 
seine Gültigkeit hat: Nicht der blühende Apfel-
baum bringt mich an den Schreibtisch, aber das 
Wirken des Anstreichers — damit war natürlich 
Hitler,  gemeint. Ich glaube, solches Tun ist notwen-
dig, es ist in allein Zeiten notwendig, auch in Zei-
ten einer — auch in der Bundesrepublik Deutsch-
land — gesicherten parlamentarischen Demokra-
tie. 

Ich habe sehr sorgfältig zugehört und die 
Schwerpunkte aufgeschrieben, die von den Kolle-
gen hier in der Debatte gesetzt wurden. Ich will zu-
nächst aus meiner Sicht eine zusammenfassende 
Auswertung vornehmen, bevor ich auf einzelnes 
eingehe. 

Erstens. Die Mitgliedstaaten, so wurde allgemein 
gesagt, sollten sich selber überlegen, wie sie auf 
das Problem der sozialen Sicherung reagieren. Herr 
Büchner hat das gleich zur Einleitung gesagt. Ich 
habe dafür kein festes Modell; mehrere sind vor-
stellbar, und einige sind immerhin schon in Ar-
beit. 

Zweitens. Es wurde dann nach meinem Eindruck 
überall deutlich gesagt, daß man etwas für die so-
ziale Sicherheit des freiberuflichen Schriftstellers, 
der versicherungstechnisch nicht woanders ange-
bunden ist, tun will. Auch da gibt es unterschiedli-
che Lösungen. Es mag vielleicht für einen Agrarpo-
litiker ein wenig unangenehm klingen, aber ich 
möchte es dennoch so formulieren: Das, was den 
Landwirten etwa nach der Gesetzgebung der Bun-
desrepublik Deutschland recht ist, müßte eigentlich 
auch den Schriftstellern billig sein; denkbar ist ein 
Sozialsystem, das jedenfalls bei den Landwirten 
auch funktioniert hat, obgleich zunächst deren Bei-
trag ganz minimal war bzw. zum Teil überhaupt 
nicht gegeben war. 

Drittens. Ich habe, wie gesagt, einen politischen 
Bericht erstattet. Ich habe nicht auf breite Zustim-
mung geschielt. Ich bin dankbar, daß hier sehr vie-
le andere Auffassungen geäußert wurden. Ich mei-
ne überhaupt, daß es einer parlamentarischen Ver-
sammlung mit diesem Stil auf diesem Niveau nicht 
gut ansteht, politische Kastrationen von der einen 
oder anderen Seite aus zu erwarten. 

Viertens. Eine entscheidende Frage lautete: Wer 
ist ein Schriftsteller? Ich bin dankbar, daß ich dar-
aufhin noch einmal angesprochen wurde. Ich will 

insbesondere Herrn La Combe und den anderen, die 
dieses Problem ansprachen, danken und den Ver-
such machen, eine Definition im Zusammenhang 
mit meinem Bericht zu geben. Die soziale Fragestel-
lung, die mit meinem Bericht aufgeworfen ist, be-
darf zunächst einer quantitativen Antwort. Hier be-
steht das Problem von nicht versorgten Schriftstel-
lern, d. h. von einer in der sozialen Unsicherheit 
existierenden Gruppe. 

Um hierauf zu reagieren, taugt nach meiner Mei-
nung kein literarischer Qualitätsbegriff; von wem 
und wo auch immer er definiert wird, — er ist — 
fragwürdig und muß es sein. 

Die Fragwürdigkeit, diesen Bereich einzugrenzen, 
haben Sie mit Ihrem Beispiel der in die Académie 
Française Nicht-Aufgenommenen selbst deutlich 
gemacht. Zu Lebzeiten waren Georg Grosz und Pi-
casso, die ich eingangs heute morgen erwähnte, al-
les andere als Leute, die man als „echte Künstler" 
bezeichnete. Grosz wurde vielmehr als ein 
„Schmierfink" tituliert, -das war damals ein gängi-
ges Wort. 

Wir haben heute mehrere Möglichkeiten, „Quali-
täten" zu „messen". Wir haben in allen Ländern 
den PEN-Club. In ihm wird man nur Mitglied, wenn 
ein bestimmtes Qualitätsmerkmal vorliegt. Die 
Schriftsteller, die sich anfangs dieses Jahres in Ber-
lin versammelt hatten, sind nicht von literarischen 
Qualitäten ausgegangen, sondern davon, daß man 
— ich gehe z. B. von den Bedingungen des Deut-
schen Schriftstellerverbandes (VS) aus — ein Buch 
publiziert haben und ein Antifaschist sein müsse, 
um Schriftsteller zu sein — nicht mehr und nicht 
weniger. Man mag das kritisieren. Fest steht aber, 
daß sich dort unter bestimmten Gesichtspunkten 
eine Gruppe von Leuten versammelt haben, die der 
Literatur in dieser Gesellschaft dienen. Ich meine 
schon — ich habe auch im Rapport darauf hinge-
wiesen —, daß wir uns als Politiker davor hüten 
müssen, für eine soziale Leistung eine Definition zu 
schaffen, durch die wir den einen einbeziehen, den 
anderen herausnehmen. Dieses, so meine ich, sollte 
man in einer Gesellschaft, in der nahezu jedermann 
versichert ist, auch nicht nötig haben. Daß nicht je-
der ein „Schriftsteller" ist, der etwas aufs Papier 
bringt, ist nicht nur für mich, sondern wohl auch 
für jeden anderen klar: aber um Privates geht es 
hier nicht! 

Lassen Sie mich ganz kurz noch auf ein paar an-
gesprochene Probleme eingehen. Ich bin Herrn 
Büchner für den konstruktiven Verweis auf die So-
zialcharta sehr dankbar und besonders für die Aus-
sage, daß man damit aufhören müsse, das Bild vom 
armen Poeten als Tugend a priori anzusehen. Mei-
ner Meinung nach erkennen wir dieses auch alle. 
Nur müssen wir das in bestimmten Gesetzesformen 
realisieren. 

Andrew Faulds hat aus seinem Bericht, den er 
uns im Januar vorlegen wird, ein Stück vorwegge-
nommen. Ich kann nur mit ihm hoffen, daß wir 
nicht eine auf die neun Mitgliedsländer der EG be-
schränkte, sondern eine auf die Mitgliedsländer des 
Europarates ausgeweitete Fassung des öffentlichen 
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Verleihrechts bekommen und dieses sich nicht nur 
mit Bibliotheksabgaben, sondern auch mit den Pro-
blemen des Copyright etc. beschäftigt. Auch da 
wird  es verschiedene Modelle geben müssen. 

Ich würde sehr gerne auf die vielen Anregungen 
und freundlichen Ausführungen von Herrn La Combe 
noch eingehen, muß mir das aber im Hinblick auf 
die Zeit verkneifen. 

Herr Aano bezweifelt — ich habe das vorhin in 
meiner Einleitung teilweise schon vorweg beant-
wortet — das Bestehen einer indirekten Zensur; je-
denfalls glaubt er, daß es sie nicht in nennenswer-
tem Ausmaß gibt. Dieses mag für Norwegen und 
vielleicht auch für die anderen skandinavischen 
Länder zutreffen, für andere Länder wie z. B. für die 
Bundesrepublik trifft das nicht zu. Ich bin da ganz 
anderer Meinung als mein Kollege Müller. Bereits 
die bestehende Verlagskonzentration — ich nenne 
nur die Stichworte Holzbrink und Springer macht 
deutlich, daß das Gegenteil von dem der Fall ist, 
was er hier vortragen zu müssen geglaubt hat. 

Ich bin mit Herrn Voogd der Auffassung, daß die 
Situation des Buches insgesamt einer intensiven 
Untersuchung bedarf. Er hat uns gestern im Kultur- 
und Erziehungsausschuß schon einige Überlegun-
gen dazu vorgetragen, hier weitere. Ich glaube, daß 
wir uns tatsächlich daran begeben müssen. 

Ich komme ausdrücklich zum Beitrag des Herrn 
Kollegen Müller. Es ist erstaunlich, daß bei ihm 
Formeln wie „Dunstkreis" auftauchen und daß in 
der Diskussion über meinen Bericht, der der Siche-
rung der Freiheit des Schriftstellers gilt, Herr Mül-
ler „Grenzen" einführen will, das ist das traurige, 
einzige Thema, mit dem er sich hier im Blick auf 
die Freiheit des Schriftstellers beschäftigt hat. 

Lassen Sie mich bitte eine Feststellung zur Sache 
Böll treffen. Was Herr Müller dazu ausgeführt hat, 
ist nicht richtig dargestellt. Ich habe zu Anfang 
ausdrücklich gesagt, daß ich mich vorher vergewis-
sert habe, daß der geschilderte Sachverhalt zutrifft. 
Herr Böll ist in der letzten Zeit, wie auch einige an-
dere Schriftsteller und Intellektuelle, Theologen 
eingeschlossen, so sehr verdächtigt worden, einem 
„Dunstkreis" von Terroristen anzugehören, daß er 
nun endlich auch die Gelegenheit haben mußte, im 
Bayerischen Rundfunk für ein bayerisches Publi-
kum zu sagen, wie er dazu steht, also sich zu ver-
teidigen. Dieses ist doch wohl sein gutes Recht und 
müßte eine Selbstverständlichkeit in dieser Gesell-
schaft sein. Dieses Recht ist ihm streitig gemacht 
worden. Seine Stellungnahme war nicht in eine 
Hausfrauensendung eingeschmuggelt, sondern es 
handelte sich um ein offiziell erbetenes 15minütiges 
Interview des Bayerischen Rundfunks, keineswegs 
etwa in einem Hinterstübchen entstanden. Am Mor-
gen war es in der Zeitung angekündigt worden, daß 
es gesendet wird. Erst nach dieser Ankündigung 
hat der Bayerische Rundfunk das Interview zurück-
gezogen. Ich frage Sie, meine Damen und Herren, 
wie das als Meinungsfreizeit zu beurteilen ist. 

(Abg. Dr. Mende: Das ist eine politisch 
kontroverse Frage in Deutschland, keine 

Angelegenheit des Europarats! — Weiterer 
Zuruf des Abg. Dr. Müller). 

Nachtrag zum Schlußwort des Berichterstat-
ters: 

Dr. Schwencke (SPD) : Nachdem zwei Redner hier 
in der Versammlung noch einmal ausführlich auf 
dieses Thema eingegangen sind, nehme ich mir das 
Recht, auch darauf zu reagieren. Das ist nicht nur 
mein Recht, es ist meine Pflicht. 

Dr. Müller [CDU/CSU] : Aber nicht lügen, 
Herr Schwencke, sondern bei der Wahr

-
heit bleiben!) 

— Ich glaube, Worte wie „lügen" sollten wir uns 
hier nicht gegenseitig an den Kopf werfen. Das ist 
Ihr Stil, nicht mein Stil. 

Böll ist in einer Situation, in der er zu Gehör 
kommen muß. 

(Dr. Müller [CDU/CSU] : Er kommt doch 
zu Gehör!) 

Ich darf vielleicht den Herren von der CDU/CSU 
ein kurzes Zitat aus den Äußerungen Ihres eigenen 
Parteifreundes Hans Roser vorlesen, der bis 1976 
CSU-Bundestagsabgeordneter war. 

(Zuruf des Abg. Dr. Müller [CDU/CSU]) 

Er hat an Herrn Strauß einen offenen Brief ge-
schickt, in dem er ihm vorwirft, eine „Vergiftung 
der Stimmung" zu betreiben, ein „Klima der Ein-
schüchterung und Verketzerung (zu schaffen), das 
dem Frieden in unserem Lande nicht gut  be-
kommt". 

(Zuruf des Abg. Dr. Müller [CDU/CSU]) 

Dieses ist doch ein sehr richtiger und wichtiger 
Beitrag! 

Meine sehr verehrten Damen und Herren, ich 
habe mich provozieren lassen und das ein bißchen 
deutlicher gesagt, was sonst vielleicht tichi not

-

wendig gewesen wäre. 

Ich komme nun nicht mehr dazu, mich bei allen 
anderen Rednern für Lob und Kritik zu bedanken. 

Ich bin sehr froh, daß Peter Stoffelen deutlich ge-
macht hat, daß jener Aspekt, der im Bericht eine 
große Rolle spielt, auch mit in die Entschließung 
aufgenommen werden sollte. 

Ich wäre glücklich, wenn Herr Cavaliere mit sei-
nen Angaben recht haben sollte. Ich habe die Zah-
len benutzt, die der Präsident des italienischen 
Schriftstellerverbandes bekanntgegeben hat. Ich bin 
aber selbstverständlich gerne bereit, diese Zahlen 
noch einmal zu überprüfen. 

Herr Romano hat gesagt, daß man nicht daran 
vorbeikomme, die Machtkonzentration kritisch zu 
sehen. Ich glaube, darüber gibt es jedenfalls auf 
der Seite des Parlaments, wo ich arbeite, keinen 
Zweifel. 

Lord Beaumont: nicht jedermann sollte publizie-
ren. Ich halte das kapitalistische System von Ange-
bot und Nachfrage im Prinzip auch im Bereich der 
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Kunst für anwendbar. Aber wir sollten dieses Prin-
zip kritisch weiterentwickeln und die Sicherung der 
Existenz des Schriftstellers damit verbinden. 

Herr Reddemann wollte wohl einen Witz ma-
chen, als er mich der Nostalgie bezichtigte. Ich 
glaube, ich habe vorhin deutlich gesagt, was ich 
meinte: Grosz und Picasso habe ich nicht umsonst 
zitiert. 

Herr McNamara, zu Ihrem sehr wichtigen Beitrag 
habe ich gleich zu Anfang etwas gesagt. Hier könn-
te ich noch einmal neu einsteigen, aber ich muß 
darauf verzichten. 
Ich bedanke mich, Herr Präsident, daß ich noch 

diese Schlußsätze sagen durfte, und danke insbe-
sondere den Kollegen, die in der Debatte gespro-
chen haben. 

Abg. Stoffelen (Niederlande) schlägt im Ände-
rungsantrag Nr. 1 vor, den vierten Absatz des Emp-
fehlungsentwurfs durch folgenden Text zu ersetzen: 
(Die Versammlung) „stellt fest, daß Schriftsteller 
trotz verfassungsmäßiger Garantien der Freiheit der 
Meinungsäußerung noch immer abgeschreckt oder 
gehindert werden können, sich frei zu äußern, und 
daß auch die Kosten von Veröffentlichungen und 
andere wirtschaftliche Faktoren die freie Mei-
nungsäußerung vieler Schriftsteller behindern." 

Dr. Schwencke (SPD) : Herr Präsident! Meine Da-
men und Herren! Ich begrüße dieses Amendement 
sehr. Es entspricht dem, was dem Ausschuß vorge-
legen hat, allerdings hier in einer so deutlichen 
Modifizierung, daß es nicht mißverstanden wird. Es 
hat meine volle Zustimmung. 

Dr. Müller (CDU/CSU) : Ich möchte gegen das 
Amendement sprechen. Ich werde es angesichts der 
vorgerückten Zeit kurz machen. 

Wir haben uns im Kulturausschuß sehr einge-
hend damit beschäftigt und haben die ursprüngli-
che Formulierung in dem Sinne geändert, wie es 
jetzt die revidierte Fassung widergibt. Dies erfolgte 
nach einer langen Diskussion, die sehr fair, sehr of-
fen war, wobei die Antragsteller für die Änderun-
gen aus völlig verschiedenen politischen Lagern 
kamen. Ich möchte deswegen dafür plädieren, auch 
um die Diskussion nicht noch einmal aufzugreifen, 
daß man es bei dem Text beläßt, der in der letzten 
Sitzung des Kulturausschusses beschlossen worden 
ist, daß man also das Amendement des Kollegen 
Stoffelen zurückweist, der im Grunde genommen 
die vorherige Fassung des Herrn Schwencke wie-
der herstellen wollte. 

Der Änderungsantrag des Abg. Stoffelen wird ab-
gelehnt. 

Abg. Sir Frederic Bennett fordert im Änderungs-
antrag Nr. 2 die Hinzufügung eines Absatzes nach 
Ziffer 6 des Empfehlungsentwurfs: 

(Die Versammlung) „bedauert, daß die UdSSR 
trotz der einschlägigen Vereinbarungen der UNES-
CO Konferenz von 1972 in Helsinki seit kurzem 
durch neue Gesetzgebung den Lebensunterhalt ge-
wisser sowjetischer Schriftsteller gefährdet, indem 
sie ihnen das Recht versagt, internationale Preise 

und Geldzahlungen ihrer Verleger im Ausland ent-
gegenzunehmen." 

Dr. Schwencke (SPD) : Herr Präsident! Selbstver-
ständlich habe ich gegen diesen Antrag nichts, ich 
frage mich bloß, was er soll. Nach den Ausführun-
gen von Sir Frederic Bennett ist mir das zwar ein 
bißchen klarer geworden, aber er steht eigentlich 
in seiner Reaktion auf eine Einzelmaßnahme sozu-
sagen im luftleeren Raum; denn wir haben das Pro-
blem grundsätzlich in § 6 behandelt. Wir haben die 
UNESCO-Konferenz zitiert, wir haben uns auf 
Korb III der Konferenz von Helsinki berufen. 

Wenn man diesem Antrag folgt, müßte man zu-
mindest auch noch aufführen: Charta 77, die 
Schriftsteller, die sich in der Tschechoslowakei mit 
einem außerordentlichen Mut und mit sehr wichti-
gem Hintergrund zu Wort gemeldet haben. Man 
müßte dann natürlich auch verurteilen, daß die 
DDR in ihrem Gebiet kritischen Schriftstellern die 
Möglichkeit nimmt, dort zu existieren, und sie hin-
ausschmeißt wie räudige Hunde, Sarah Kirsch und 
andere. 

Ich sehe in diesem Antrag eine wichtige Maßnah-
me. Aber so wichtig sie ist und sosehr ich es be-
grüßen würde, wenn man ihm folgte, ergäbe sich 
doch ein Übergewicht. Es würde nicht das gesamte 
Feld widergespiegelt. Ich spreche deswegen nicht 
dafür, auch nicht dagegen, sondern werde mich der 
Stimme enthalten. 

Der Änderungsantrag wird abgelehnt. 

Erklärung zur Stimmabgabe: 

Dr. Mende (CDU/CSU) : Herr Präsident, die Stimm-
enthaltung einiger Kollegen ist bei aller Bejahung 
des Inhalts der Entschließung eine Demonstration 
gegen die Einbeziehung eines kontroversen innen-
politischen Vorgangs in der Bundesrepublik 
Deutschland in die hiesige Berichterstattung und 
gegen den tendenziösen Bericht. 

Empfehlung 815 

betr. die Meinungsfreiheit und die Rolle 
des Schriftstellers in Europa 

Die Versammlung 

1. hat den vom Ausschuß für Kultur und Erziehung 
vorgelegten Bericht über die Meinungsfreiheit 
und die Rolle des Schriftstellers in Europa zur 
Kenntnis genommen (Dok. 4012) ; 

2. ist von der bedeutenden Rolle der Schriftsteller 
und des schriftstellerischen Berufs in der demo-
kratischen Gesellschaft überzeugt; 

3. bedauert die wirtschaftliche Lage der haupt-
beruflichen Schriftsteller in den Mitgliedstaaten 
und insbesondere die Tatsache, daß ihnen 
nur unzureichende Sozialversicherungsleistun-
gen zur Verfügung stehen; 

4. stellt fest, daß die Meinungsfreiheit zwar ver-
fassungsmäßig garantiert ist, aber aufgrund der 



Deutscher Bundestag - 8. Wahlperiode 	Drucksache 8/1263 

Verlagskosten und anderer wirtschaftlicher Fak-
toren von vielen Schriftstellern nicht voll ver-
wirklicht werden kann; 

5. erinnert an ihre in der Vergangenheit in der 
Empfehlung 512 (1968), betr. die Stockholmer 
Konferenz über geistiges Eigentum, und in der 
Empfehlung 719 (1973), betr. die Meinungsfrei-
heit für Künstler, über die Lage der Schriftstel-
ler zum Ausdruck gebrachte Besorgnis; 

6. hat den Wunsch, die auf diesem Gebiet beste-
henden internationalen Abkommen zu unter-
stützen und auszubauen, einschließlich des Kor-
bes III der Konferenz über Sicherheit und Zu-
sammenarbeit in Europa und der verschiedenen 
UNESCO-Empfehlungen, insbesondere derjeni-
gen, die auf der Helsinki-Konferenz im Jahre 
1972 angenommen worden sind; 

7. verweist auf den ersten Kongreß der europä-
ischen Schriftstellerorganisationen, der vom 11. 
bis 13. Februar 1977 in Berlin abgehalten wurde; 

8. ist der Meinung, daß es weiterer Information 
über die Lage der Schriftsteller in Europa und 
eines breiteren Informations- und Erfahrungs-
austauschs in der Öffentlichkeit bedarf; 

9. ist der Auffassung, daß Veränderungen in der 
Kulturpolitik und in der sozialen Lage in den 
Mitgliedstaaten eine Überprüfung der Anwen-
dung des Kulturabkommens und der Sozial-
charta des Europarates auf die Schriftsteller er-
forderlich machen, und erinnert in diesem Zu-
sammenhang an die Beschlüsse, die die für die 
kulturellen Belange zuständigen europäischen 
Minister anläßlich ihres Treffens in Oslo im 
Jahre 1976 gefaßt haben, wo sie die Notwendig-
keit einer annehmbaren wirtschaftlichen, sozia-
len und rechtlichen Grundlage für eine aktive 
Mitwirkung der Schriftsteller und der anderen 
im kulturellen Bereich tätigen Personen be-
tonten; 

10. empfiehlt dem Ministerkomitee, die Regierun-
gen der Mitgliedstaaten zu ersuchen: 

i) diejenigen von den für kulturelle Belange 
zuständigen europäischen Ministern im Jahre 
1976 in Oslo gefaßten Beschlüsse zu verwirk-
lichen, die die Schriftsteller betreffen, und 
zwar insbesondere durch: 

a) eine bessere Nutzung der von den Künst-
lern erbrachten Leistungen und Werke in 
den verschiedenen Bereichen der Gesell-
schaft, ohne jedoch die Eigenart ihres Be-
rufes außer acht zu lassen; 

b) eine bessere und erweiterte - Vergütung 
dieser Leistungen und Werke (z. B. Ver-
gütung für Beteiligung an sozialen, päd-
agogischen und kulturellen Aktivitäten 
im weiten Sinne, zusätzliche Gelegenhei-
ten, um Aufträge und Beschäftigung 
sicherzustellen) und Anwendung von 
Vertragsabschlüssen, falls die Arbeit des 
Künstlers gefährdet ist; 

c) eine möglichst weitgehende Angleichung 
der Rechte professioneller Künstler im 
Hinblick auf Sozialleistungen, Arbeits-
losen- und Altersunterstützung an die 
Rechte anderer Kategorien von Arbeit-
nehmern unter Berücksichtigung der be-
sonderen Bedingungen des künstlerischen 
Schaffens; 

d) steuerrechtliche Bestimmungen, die die 
spezifischen Merkmale der künstlerischen 
Herstellung berücksichtigen; 

e) die Verwirklichung und Ausweitung von 
Subventionssystemen und anderen For-
men der Unterstützung für Künstler und 
insbesondere für diejenigen, die in Be-
reichen arbeiten, in denen ein ausreichen-
des sofortiges Einkommen nicht möglich 
ist; 

f) die Ausdehnung der Kulturpolitik auf den 
Schutz der Meinungsfreiheit, die Förde-
rung von Neuerungen und die Integra-
tion der Kunst in das tägliche Leben; 

ii) die Literatur von ethnischen Minderheiten 
zu fördern und zu unterstützen; 

11. empfiehlt ferner, daß das Ministerkomitee die 
Mitgliedsregierungen beim Austausch von Er-
fahrungen in diesem Bereich unterstützt, und 
zwar durch: 

i) eine Analyse des Kulturabkommens und der 
Sozialcharta sowie der bestehenden natio-
nalen Gesetze, die die Schriftsteller betref-
fen, um eine möglichst weitgehende Harmo-
nisierung dieser Gesetze in spezifischen 
Bereichen zu erreichen, und schließlich ein 
„Europäisches Statut für Schriftsteller" zu 
schaffen; 

ii) die Prüfung von Mitteln, um besondere 
Vereinbarungen zwischen den Mitglied-
staaten zu treffen, die den Autoren im Hin-
blick auf das Copyright und in anderen Be-
reichen umfassendere Rechte einräumen, als 
ihnen durch die bestehenden internationa-
len Bestimmungen gewährleistet werden, 
ohne daß dadurch die angestrebte Verbrei-
tung bestimmter Werke, die in dem Land 
ihres Autors nicht veröffentlicht werden 
konnten, direkt oder indirekt beeinträchtigt 
wird; 

iii) regelmäßig Informationen über die Lage 
der Schriftsteller in den Mitgliedstaaten 
herauszugeben. 

Tagesordnungspunkt: 

Die Europäische Raumfahrtagentur 
(Drucksache 4017) 

Berichterstatter: Abg. Wilhelm 

Lenzer (CDU/CSU) : Herr Präsident! Meine sehr 
verehrten Damen und Herren! Ich möchte zunächst 
den Kollegen Wilhelm zu seinem sehr informativen 
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Bericht beglückwünschen, der heute morgen noch 
ergänzt worden ist durch eine nicht minder interes-
sante Darstellung im Fachausschuß durch den Ge-
neraldirektor der ESA, Herrn Gibbsen. 

Ich möchte im Rahmen der zur Verfügung ste-
henden kurzen Zeit nur Einzelbemerkungen machen 
und gleich mit einer provokant formulierten Frage 
beginnen, nämlich warum sich Europa angesichts 
vieler Probleme — ich denke etwa an die Energie-
versorgung, an den Umweltschutz — überhaupt ei-
gene Aktivitäten auf dem Gebiet der Weltraumfor-
schung leistet. Ich glaube, daß wir uns diesen „Lu-
xus" leisten, weil die Weltraumforschung eine 
wichtige Schlüsseltechnologie darstellt, weil uns 
die Weltraumforschung unter anderem hilft, zu ler-
nen, wie schwierige komplexe Systeme gemeistert 
werden können. Sie gibt uns Erfahrungen im Pro-
jektmanagement, und schließlich führt sie nicht zu-
letzt zum praktischen Nutzen im allgemeinen indu-
striellen Bereich auf den verschiedensten Gebie-
ten. 
Dazu sind natürlich einige Voraussetzungen nö-

tig. Diese möchte ich einmal aus meiner Sicht zu 
skizzieren versuchen. Erstens meine ich, daß wir in 
Zukunft die anwendungsorientierten Programme 
stärker betonen müssen. Ein noch so interessantes 
technisches Projekt ist auf die Dauer höchstens 
vom wissenschaftlichen Standpunkt interessant, 
wenn es nicht gelingt, auch dahinter vorzustoßen 
über das Maß der Grundlagenforschung hinaus in 
ein Produkt, welches der Markt verlangt. Ich meine 
beispielsweise das Zielen auf einen Satelliten zum 
Zwecke der Erderkundung, als Fernmeldesatellit, 
als Wetterbeobachtungssatellit, zur Kontrolle des 

Luftraums als Navigationshilfe auf dem 

Deswegen sage ich noch einmal: Das noch so in-
teressante wissenschaftliche Projekt allein kann 
auf die Dauer keinen Bestand haben, wenn nicht 
eine ganz klare Ausrichtung auf das marktfähige 
Produkt hin erfolgt, etwa auf den Fernmeldesatelli-
ten, der sich dann auch verkaufen läßt. 

Zweitens. Ich will natürlich nicht verkennen, daß 
dazu auch ein gewisses Maß an Grundlagenfor-
schung notwendig ist. Aber ich glaube, es wäre 
verfehlt, den Zweck der ESA einzig und allein dar-
in zu sehen, an interessanten Aufgaben der Grund

-

lagenforschung zu arbeiten, eine Art Eldorado der 
Wissenschaft im Bereich der Weltraumforschungs-  
und Entwicklungsaktivitäten darzustellen, was in-
teressierte Wissenschaftler aus aller Welt an-
zieht.  

Unter diesen Umständen, so meine ich, wird die-
se Agentur, wird ganz besonders aber die dahinter 
stehende und davon abhängige Industrie immer nur 
ein Kostgänger der öffentlichen Hand bleiben und 
niemals für sich selbst aufkommen können. 

Drittens brauchen wir in der heutigen Zeit — an-
gesichts der amerikanischen Vormachtstellung 
auch in diesem Bereich — einen Einstieg in die be-
mannten Programme, und dies durch eine — wie 
ich gerne zugestehen will — intensive Kooperation 
mit den Vereinigten Staaten. 

Lassen Sie mich nun einige der Probleme an-
sprechen, die auch heute morgen Gegenstand. der 
Erörterungen im Ausschuß waren. 

Das erste Problem ist, daß wir uns die Frage stel-
len müssen, ob denn im gegenwärtigen europä-
ischen Weltraumprogramm die Prioritäten richtig 
gesetzt sind. Ich würde es begrüßen, auch ange-
sichts der jüngsten Misere beim Thor-Delta-Träger, 
wenn man in der Zukunft — das geht ja nur mit 
Zustimmung der Mitgliedstaaten — eine größere 
Priorität auf die Entwicklung eines eigenen europä-
ischen Trägers legte. Ich bin der Überzeugung, daß 
wir einen Nutzsatelliten nur dann irgendwo in der 
Welt verkaufen können — das ist hier wohl schon 
zum Ausdruck gekommen —, wenn wir gleichzeitig 
eine Garantie für einen Träger abgeben können. 
Wir können schließlich nicht an irgendeinem Punkt 
der Welt einen Fernmeldesatelliten verkaufen, 
wenn wir uns auf einen externen Träger verlassen 
müssen. 

Die Tendenz einiger Länder zum nationalen Al-
leingang ist schon beklagt worden. Ich glaube, daß 
dies nicht der ESA anzulasten ist. Es handelt sich 
hier mehr um Lehrgeld, das noch gezahlt werden 
muß. Die Ursache dieser Schwierigkeiten ist nun 
einmal das noch nicht überwundene Denken in den 
Kategorien des „just retu rn", also die Vorstellung, 
aus den Projekten mehr an Aufträgen für die Indu-
strie zurückzuholen, als man selber an nationalen 
Beiträgen einzahlt. Das müssen wir überwinden, da-
mit die ESA wirklich nach qualitativen Gesichts-
punkten und nur nach qualitativen Gesichtspunk-
ten arbeiten kann. 
Meine Damen und Herren, lassen Sie mich zum 

Abschluß noch einmal betonen: Die ESA muß sich 
an marktwirtschaftlichen Kriterien orientieren. Sie 
muß letztlich dafür sorgen, daß die Raumfahrtindu-
strie weder Überkapazitäten schafft noch die 
Marktsituation aus den Augen verliert. Nur wenn 
die Aktivitäten in der Weltraumforschung und -ent-
wicklung auf das vom Markt verlangte Produkt, 
den Fernmeldesatelliten oder den Wettersatelliten, 
zielen, wird es der europäischen Industrie gelingen, 
zu einer tragfähigen wirtschaftlichen Basis zu kom-
men, die auch im internationalen Wettbewerb be-
stehen kann. 

Entschließung 661 

betr. die Europäische Raumfahrt-Agentur 

Die Versammlung 

15. verweist darauf, daß die Mißerfolge der euro-
päischen Raumfahrt in der Vergangenheit auf 
die unkoordinierten Aktivitäten der verschiede-
nen Raumfahrtorganisationen zurückzuführen 
sind; 

16. erinnert daran, daß jedes dauerhafte europä

-

ische Raumfahrtprojekt in nicht geringem Maße 
von der Erschließung externer Märkte für die 
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europäischen Raumfahrtprodukte abhängt und 
begrüßt die ministerielle Entschließung, in der 
der Wille bekräftigt wird, Europa einen Platz 
auf dem Ab satzm a rkt für Raumf ahrtprodukt e  
zu sichern; 

17. stellt fest, daß die Zuständigkeit der Agentur 
insofern eine wesentliche Einschränkung erfah-
ren hat, als sie außer im Falle von Abschluß-
vorrichtungen keine Verträge über die Entwick-
lung oder Lieferung von Raumfahrtsystemen für 
externe Märkte abschließen wird und bringt ihre 
Genugtuung darüber zum Ausdruck, daß die 
Geschäftsführer der Agentur bevollmächtigt 
worden sind, mit den möglichen Abnehmern von 
Raumfahrtsystemen in Nichtmitgliedstaaten und 
in internationalen Organisationen Kontakte zu 
knüpfen und aufrechtzuerhalten, um die wissen-
schaftlichen, technologischen und verwaltungs-
technischen Fähigkeiten der Agentur in größe-
rem Ausmaß besser bekanntzumachen; 

18. verweist darauf, daß die Schwierigkeiten des 
Jet-Projektes der Europäischen Gemeinschaften 
unter anderem auf den Grundsatz der Einstim-
migkeit zurückzuführen waren; 

19. fordert den Rat der Europäischen Raumfahrt

-

Agentur auf: 

i) den Grundsatz der Einstimmigkeit maßvoll 
anzuwenden, damit er nicht als beständi-
ger Hemmschuh für die internen und ex-
ternen Aktivitäten der Agentur dient; 

ii) eine dynamische Marketing-Politik in 
Gang zu setzen; 

iii) die Geschäftsführer der Agentur mit Voll-
machten zu betrauen ,die es  der  Agentur 
ermöglichen, die erforderliche koordinie-
rende Rolle hinsichtlich der tatsächlichen 
und möglichen Abnehmer zu spielen und 
eine koordinierte europäische Raumfahrt-
politik im Hinblick auf die UNESCO, die 
Vereinten Nationen, Intelstat, die Welt-
organisation für Meteorologie und des In-
ternationalen Fernmelde-Vereins sicherzu-
stellen; 

iv) eine enge Koordinierung zwischen der 
Europäischen Raumfahrt-Agentur und den 
Gemeinschaften für die Ausarbeitung einer 
allgemeinen europäischen Wissenschafts-  
und Technologiepolitik zu fördern, in der 
die Raumfahrtprogramme eine bedeutende 
Rolle spielen könnten; 

v) das Earthnet-Programme zu gegebener 
Zeit in ein obligatorisches Programm zu 
verwandeln, an dem alle Mitgliedstaaten 
ihrem Bruttosozialprodukt entsprechend 
teilnehmen; 

vi) das technische Know-how und die Erfah-
rung der Mitgliedstaaten in dem Bereich 
der Raumfahrt und insbesondere im Fern-
meldewesen vollständig in die Programme 
der Agentur zu integrieren; 

vii) sich endgültig für den Beginn der Herstel-
lung der Trägerrakete Ariane vor Ende 
des Jahres 1977 zu entscheiden; 

viii) unter Beachtung der wichtigsten auf euro-
päischer Ebene getroffenen Entscheidun-
gen und in Übereinstimmung mit den an

-

läßlich der Unt erze ichnung der Schlußakte 
 

von Helsinki eingegangenen gegenseiti-
gen Verpflichtungen die Wege für eine  
alle Seiten zufriedenstellende Zusammen-
arbeit mit der UdSSR und anderen Län-
dern, die über Raumforschungsanlagen  
verfügen, zu erforschen.  

Tagesordnungspunkt:  

Die UN-Konferenz über Wissenschaft und  
Technologie für die Entwicklung 

 (Drucksache 4020) 

Berichterstatter: Abg. Van Kleef  

Tagesordnungspunkt:  

22. und 23. Jahresbericht der Europäischen  
Konferenz der Verkehrsminister 

 (Drucksache 4033) 

Berichterstatter: Abg. Dequae  

Ansprache des griechischen Verkehrsministers und 
amtierenden Vorsitzenden der Europäischen Ver-
kehrsministerkonferenz George Voyatzis.  

Dr. Ahrens (SPD) : Herr Minister, ich habe drei  
Fragen.  

Meine erste Frage geht dahin, ob der Kontakt  
zwischen der Verkehrsministerkonferenz und den  
Abgeordneten der Parlamentarischen Versammlung  
nicht noch verbessert werden könnte. Sie haben  
soeben in dankenswerter Weise aus der Arbeit der  
Konferenz berichtet, aber wir haben, so meine ich,  
damit noch nicht das Optimum an Kontakt zwi-
schen der Verkehrsministerkonferenz und diesem  
Hause, der Parlamentarischen Versammlung, er-
reicht. 

Ich möchte es an einem Beispiel klarmachen: Der 
Ausschuß dem anzugehören ich seit etlichen Jah-
ren das besondere Vergnügen habe, der Ausschuß 
für Raumordnung und Kommunalpolitik, berührt 
mit seiner Zuständigkeit den Arbeitsbereich von 
vier Ministerkonferenzen. Die Raumordnungsmini-
sterkonferenz lädt die Mitglieder des Ausschusses 
regelmäßig zu ihren Plenarsitzungen ein und führt 
mit den Mitgliedern des Ausschusses ein Kollo-
quium, im letzten Jahr einen halben Tag lang. Bei-
de Seiten haben, wie ich glaube, davon profitiert. 
Wir haben vereinbart, daß wir auch einmal mit 
dem Ausschuß der hohen Beamten dieser Konferenz 
zusammenkommen wollen. — Die Umweltminister 
haben uns zweimal zu ihren Tagungen eingeladen, 
und auch dort haben wir ein Gespräch geführt. — 
Die  Innenministerkonferenz geht nicht so weit, lädt 
aber immerhin Beobachtung des Ausschusses zu ih-
ren Sitzungen ein. — Die Verkehrsministerkonfe- 
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renz beschränkt sich auf eine Berichterstattung wie 
heute. 

Meine Frage: Können wir die Kontakte zwischen 
der Parlamentarischen Versammlung und der Ver-
kehrsministerkonferenz verbessern? 

Die zweite Frage! Sie haben dankenswerterweise 
betont, Herr Minister, daß Sie großen Wert auf eine 
Abstimmung mit der Raumordnung legen. Meine 
Frage geht dahin: Haben Sie sich in Ihrer Konfe-
renz schon einmal mit dem Prinzip der Entwick-
lungsachsen beschäftigt, deren Grundlage je eine 
Verkehrs-Infrastruktur ist? Das Modell der Ent-
wicklungsachsen wird, wenn ich es recht sehe, ge-
genwärtig in der Raumordnung aller unserer Län-
der praktiziert. 

Meine dritte Frage geht dahin, ob Sie, Herr Mini-
ster, die Möglichkeit sehen, in den Grenzgebieten 
mehr als bisher zu zweisprachigen Fahrtrichtungs-
schildern zu kommen. Ich möchte das an einem Bei-
spiel klarmachen. Wenn Sie von Belgien nach 
Deutschland fahren, dann sehen Sie dort eine Reihe 
von Schildern, die die Fahrtrichtung nach „Aix-la

-

Chapelle" weisen. Das ist der korrekte französische 
Name für Aachen. Diejenigen aber, die nicht fran-
zösisch sprechen — und das gilt zumindest für ei-
nen Teil der Deutschen! — kommen in Schwierig-
keiten, wenn sie aus Belgien in Richtung Aachen 
fahren. Umgekehrt hat man die Schilder jetzt auf 
deutscher Seite geändert, allerdings erst nachdem 
dort ein schwerer Unfall die Notwendigkeit einer 
solchen Änderung vor Augen geführt hatte. Auf 
deutscher Seite war die Fahrtrichtung nach Liège 
war in deutscher Sprache, also mit „Lüttich" ange-
zeigt nachdem sich ein Autofahrer, der nach Liège 
wollte, auf de r  Autobahn nicht mehr zurecht fand, 
wendete er und verursachte dabei einen verheeren-
den Unfall. Daraufhin hat man auf deutscher Seite 
den Hinweis in „Lüttich — Liège" geändert, wobei 
ich mir klar bin, daß das auch noch nicht ganz kor-
rekt ist, denn es gibt auch einen flämischen Namen 
für Lüttich. 

Meine Frage geht also dahin: Ist es nicht not-
wendig und ist es nicht mit geringem Aufwand 
möglich, solche Schwierigkeiten für die Verkehrs-
teilnehmer in Europa zu vermeiden? 

Verkehrsminister Voyatzis dankt für die Fragen 
und verspricht, daß sie sorgfältig beraten würden. 
Die Verkehrsministerkonferenz befasse sich einge-
hend mit den Verkehrsadern Europas. 

Lemmrich (CDU/CSU) : Herr Präsident! Einer der 
Schwerpunkte des Berichts der Europäischen Ver-
kehrsministerkonferenz, den auch der Vorsitzende 
der Konferenz hier noch einmal unterstrichen hat, 
ist die Situation der Eisenbahnen. Sie können aber 
nicht separiert gesehen werden, vielmehr sind sie 
hinsichtlich ihrer Situation wie hinsichtlich der 
Notwendigkeit, Lösungen zu finden, in die allge-
meine Verkehrspolitik eingebettet. Die großen fi-
nanziellen Auswirkungen der Situation der Eisen-
bahnen auf die Staatshaushalte machen sie zu ei-
nem Problem allerersten Ranges. 

Wesentliche Probleme der Verkehrspolitik lassen 
sich nicht mehr im nationalen Rahmen lösen. Auch 
die Verflechtungen durch die Europäische Gemein-
schaft haben zusätzliche gegenseitige Abhängigkei-
ten geschaffen. 
Zentrales Problem nationaler und europäischer 

Verkehrspolitik sind die Wettbewerbsverzerrungen 
zwischen den Verkehrsträgern Straßenverkehr, Ei-
senbahn- und Binnenschiffahrt sowohl im nationa-
len wie im europäischen Rahmen. Ich darf hier ei-
nige Beispiele aufführen: 

Die einen Staaten belasten den Straßengüterver-
kehr mit hohen Abgaben wie Kraftfahrzeugsteuer 
und Mineralölsteuer, damit er einen möglichst ho-
hen Anteil zu seinen Wegekosten leistet. Andere 
Staaten wiederum subventionieren den Straßengü-
terverkehr, indem sie den Treibstoff für Lastkraft-
wagen wesentlich niedriger besteuern als den 
Treibstoff für das erdrückende Gros der Personen-
kraftwagen. Für die Kraftfahrzeugsteuer gilt ähnli-
ches. Die Folgen zeigen sich beim grenzüberschrei-
tenden Verkehr. Deutlich wird dies bei den Fakten, 
die z. B. mein Land, die Bundesrepublik Deutsch-
land betreffen. Während z. B. der Anteil deutscher 
Lastkraftwagen am grenzüberschreitenden Verkehr 
1955 noch 69 % ausmachte, beträgt er jetzt noch 
ganze 38 %. 1960 war der Anteil an der gesamten 
Verkehrsleistung meines Landes mit ausländischen 
Lastkraftwagen 1 %, heute sind es 7,8 %. Das ist 
mehr, als in der Bundesrepublik Deutschland in 
Rohrleitungen befördert wird. 

Ein anderer eklatanter Fall von Wettbewerbsver-
zerrungen besteht zwischen den Eisenbahnen und 
der Binnenschiffahrt. Die Eisenbahnen müssen 
selbst voll für ihren Fahrweg aufkommen, bei den 
Wasserstraßen hingegen trägt weitgehend der Steu-
erzahler die finanziellen Lasten. Jeder Verkehrsträ-
ger sollte aber selbst für die Kosten seines Fahrwe-
ges aufkommen. 

Solange es nicht zu einer weitgehenden Beseiti-
gung der Wettbewerbsverzerrungen zwischen den 
Verkehrsträgern im nationalen und im europä-
ischen Bereich kommt, ist eine volkswirtschaftlich 
sinnvolle Aufgabenteilung zwischen Straßenver-
kehr, Eisenbahn und Binnenschiffahrt kaum mög-
lich. Solange die gravierenden europäischen Wett-
bewerbsverzerrungen nicht abgebaut werden, kann 
es für mein Land, die Bundesrepublik Deutschland, 
keine weitere Liberalisierung in der Verkehrspoli-
tik geben. Ich fordere daher die europäischen Ver-
kehrsminister auf, sich gemeinsam mit der Europä-
ischen Gemeinschaft intensiver als bisher um die 
Lösung dieser schwierigen Probleme der Beseiti-
gung der Wettbewerbsverzerrungen zu bemühen. 

Die Lösung dieses Problems ist von ausschlagge-
bender Bedeutung für die Eisenbahnen, die sich in 
beinahe allen Ländern Europas in einer bedrängten 
Lage befinden. Die Klärung der finanziellen Bezie-
hungen zwischen der Eisenbahn und dem Staat, auf 
die die Verkehrsministerkonferenz und unser Be-
richterstatter in ihren Berichten eingehen, ist nicht 
nur für die Staatsfinanzen, sondern auch für die 
Verkehrspolitik von großer Bedeutung. Gemein-
wirtschaftliche Leistungen, zu denen politische In- 
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stanzen die Eisenbahnen verpflichten, müssen auch 
von den politischen Instanzen bezahlt werden. Die 
Harmonisierung der Rechnungslegung der verschie-
dene n  Eisenb ahnen kann ein  wichtiger Schritt zur 
Beseitigung von Wettbewerbsverzerrungen und der 
Lösung der Wegekostenfrage sein. Doch sollte man 
eben dabei nicht stehenbleiben, sondern die Harmo-
nisierung der Wettbewerbsbedingungen im europä-
ischen Bereich endlich tatkräftig anfassen. Die 
schwierige Lage der Eisenbahnen erfordert dies, 
und wir müssen sie aus dieser Lage herausführen. 
Wenn wir uns die Entwicklung der Energieszene 
vor Augen führen, wissen wir, wie wichtig die Lö-
sung dieses Problems ist. 

Das Votum des Ausschusses für Regionale Pla-
nung und Kommunalpolitik möchte ich unterstrei-
chen. Die raumpolitischen Überlegungen sollten 
stärker als bisher in die Arbeit der Verkehrsmini-
sterkonferrenz Eingang finden. Die Raumordnungs-
aspekte sind eine wichtige Komponente der Ver-
kehrspolitik, die ja nicht um ihrer selbst willen da 
ist, sondern um der Menschen willen. Ohne die 
Hauptverantwortung der Europäischen Verkehrsmi-
nisterkonferenz in Zweifel ziehen zu wollen, wäre 
es aber zweckmäßig, wenn es zu einer engeren Zu-
sammenarbeit mit den für die Raumordnung verant-
wortlichen Ministern kommen würde. 

Zum Abschluß meiner Ausführungen möchte ich 
nicht versäumen, den beiden Berichterstattern, dem 
Herrn Kollegen Dequae und dem Herrn Kollegen 
Blenk, für ihre Berichte zu danken. 

Entschließung 663 

betr. Antwort auf den 22. und 23. Jahresbe

-

richt der Europäischen Verkehrsminister- 
Konferenz (ECMT) 

Die Versammlung 

1. nimmt Kenntnis von dem 22. und 23. Jahresbe-
richt der Europäischen Verkehrsminister-Kon-
ferenz (ECMT) (Dokumente 3940 und 3999) und 
von den Berichten des Ausschusses für Wirt-
schaft und Entwicklung (Dokument 4033) und 
des Ausschusses für Raumordnung und Kom-
munalpolitik (Dokument 4029); 

2. ist sich bewußt, daß viele soziale Probleme und 
Fragen im Hinblick auf die Energieversorgung, 
den Umweltschutz, die Raumordnung und die 
Lebensqualität mit der Entwicklung angemes-
sener und effizienter Verkehrsmittel in Zusam-
menhang stehen; 

3. vertritt die Ansicht, daß die Harmonisierung 
der nationalen Verkehrspolitiken auf europä-
ischer Ebene und insbesondere eine organisier-
te Zusammenarbeit unter den Mitgliedsländern 
im Hinblick auf Investitionen im Bereich der 
Infrastruktur für ausgewogenes und dynami-
sches Wirtschaftswachstum und regionale Ent-
wicklung von wesentlicher Bedeutung sind; 

4. betont die besondere Rolle der ECMT, die es 
den Verkehrsministern ermöglicht, diese Pro-
bleme innerhalb eines Rahmens in Angriff zu 

nehmen, der alle Länder Westeuropas um-
faßt; 

5. begrüßt die Tatsache, daß Finnland im Dezem-
ber 1976 das 19. Mitgliedsland der ECMT ge-
worden ist; 

6. begrüßt, daß die ECMT in den letzten Jahren 
trotz der ungünstigen Konjunkturlage die inter-
nationalen Untersuchungen fortgeführt hat, die 
Lösungen hervorgebracht und die ministerielle 
Entscheidungsbildung über solch schwierige 
Verkehrsprobleme erleichtert haben, wie die 
Strukturierung der finanziellen Unterstützung 
der Eisenbahnen, die Förderung des internatio-
nalen Handels durch möglichst rationelle An-
wendung verschiedener Verkehrsarten, die 
Schaffung eines ständigen multilateralen Quo-
tensystems für den Straßengüterverkehr, die 
schrittweise Errichtung bedeutender Verkehrs-
achsen in Europa, die Verbesserung der Stra-
ßensicherheit und die Entwicklung der Zusam-
menarbeit zwischen den Eisenbahnen; 

7. unterstreicht die Notwendigkeit, dem öffentli-
chen Verkehr innerhalb der großen und mittle-
ren Städte sowie in deren Vororten eine Vor-
rangstellung einzuräumen; 

8. betont, daß die Regierungen ihre Anstrengun-
gen verstärken müssen, um auf dem Verkehrs-
sektor umfangreiche Energieeinsparungen zu 
verwirklichen und dadurch die energiebeding-
ten Kostensteigerungen zu dämpfen; 

9. vermerkt mit Genugtuung die ersten Schritte in 
Richtung auf eine enge Zusammenarbeit zwi-
schen der ECMT und der Europäischen Konfe-
renz der für Raumordnung zuständigen Mini-
ster (CEMAT), die für die Realisierung der ge-
meinsamen Ziele unerläßlich ist, und bringt die 
Hoffnung zum Ausdruck, daß diese Zusammen-
arbeit künftig verstärkt wird; 

10. bringt  eindringlich ihren Wunsch zum Aus-
druck, daß diese beiden Konferenzen Mittel 
und Wege für einen Dialog auf ministerieller 
Ebene finden, und verweist in diesem Zusam-
menhang darauf, daß die Tagesordnung der 4. 
CEMAT-Konferenz, die 1978 in Wien stattfin-
den soll, Themen vorsieht, die für solch einen 
Dialog besonders geeignet sind, und bringt 
ebenfalls den Wunsch zum Ausdruck, an eini-
gen derzeitigen oder künftigen gemeinsamen 
fachspezifischen Arbeiten der beiden Konferen-
zen auf ministerieller Ebene mitzuwirken, und 
zwar insbesondere durch die Beteiligung ihrer 
Berichterstatter, die mit denselben Aktivitäten 
befaßt sind; 

11. bringt den Wunsch zum Ausdruck, daß der 
Verkehrsunterricht an Schulen spätestens 1979 
Gegenstand einer 3. gemeinsamen Konferenz 
des Europarates und der ECMT sein sollte, um 
diejenigen Maßnahmen, die im Sinne der 1963 
in Paris und 1971 in Wien gebilligten Richtlini-
en getroffen worden sind, im Lichte der neuen 
Gefahren fortzuführen, die sich aus der zuneh-
menden Fahrzeugdichte ergeben; 
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12. bedauert, daß die von der ECMT empfohlenen 
Maßnahmen zur Einführung der automatischen 
Kupplung bei den für den internationalen Gü-
terverkehr genutzten Eisenbahnwaggons noch 
nicht eingeleitet worden sind, und dringt dar-
auf, daß in allen Mitgliedsländern unverzüglich 
entsprechende Entscheidungen getroffen wer-
den; 

13. ersucht die ECMT nachdrücklich, ihre Untersu-
chungen fortzuführen, um schließlich eine Lö-
sung für diejenigen Probleme zu finden, die im 
Zusammenhang mit dem Schienen-Straßenver-
kehr, dem städtischen Personen- und Güter-
verkehr, dem Eilgutverkehr zwischen Stadtzen-
tren und der Vereinfachung der Verwaltungs-
verfahren beim grenzüberschreitenden Verkehr 
bestehen; 

14. verweist auf ihre seit langer Zeit bestehende 
Besorgnis über die Anzahl der Unfälle im Stra-
ßenverkehr und begrüßt die deutlichen Anzei-
chen einer Verbesserung, die auf die Vereinba-
rungen zurückzuführen ist, die die Verkehrsmi-
nister gemeinsam getroffen haben, um einige 
entscheidende Faktoren bei der Entstehung von 
Straßenunfällen und bei der Bestimmung der 
Unfallschwere zu bekämpfen. 

15. unterstützt die von der ECMT verabschiedete 
Entschließung, die es zur Vorschrift machen 
soll, daß die Personen auf den Vordersitzen 
von Kraftfahrzeugen außerhalb der Stadtgebie-
te Sicherheitsgurte anlegen und daß Kinder un-
ter 12 Jahren auf den hinteren Plätzen sitzen; 

16. verleiht in diesem Zusammenhang der ECMT-
Studie Vorrang, die Maßnahmen zur Reduzie-
rung der Nachtunfälle untersucht, deren Anteil 
an der Gesamtzahl der Straßenunfälle in den 
letzten Jahren im allgemeinen zugenommen hat 
und deren Folgen besonders schwerwiegend 
sind; 

17. fordert alle ECMT-Mitgliedsländer auf, sofern 
sie dies noch nicht getan haben: 

— die Wiener Konvention über Verkehrszei-
chen und Signale von 1968 

— das Abkommen über die internationalen 
Hauptverkehrsstrecken von 1975 

zu ratifizieren oder diesen beiden Vertragswer-
ken beizutreten; 

18. bringt den Wunsch zum Ausdruck, daß die 
ECMT sie zu gegebener Zeit über die Maßnah-
men unterrichtet, die sie aufgrund der Vor-
schläge ergreift, die in der vorliegenden Ent-
schließung dargelegt und in den in Absatz 1 er-
wähnten Berichten der Versammlung aufge-
führt werden; 

19. beauftragt ihren Präsidenten, diese Entschlie-
ßung zusammen mit den von ihren beiden Aus-
schüssen unterbreiteten Begründungen (Doku-
ment 4033 und 4029) den Präsidenten und Spre-
chern der Parlamente der Mitgliedsstaaten mit 
der Bitte zu übermitteln, sie an die zuständigen 
Parlamentsausschüsse zur Untersuchung wei

-

terzuleiten und diese gleichzeitig aufzufordern, 
die Arbeiten der ECMT uneingeschränkt zu un-
terstützen; 

20. beauftragt ihren Ausschuß für die Beziehungen 
zu den Parlamenten und zur Öffentlichkeit, in 
den nationalen Parlamenten auf besondere 
Maßnahmen hinzuwirken, um das Ratifizie-
rungsverfahren für die beiden in Absatz 17 er-
wähnten Konventionen zu beschleunigen. 

Freitag, 7. Oktober 1977 

Tagesordnungspunkt: 

Wehrdienstverweigerung 
aus Gewissensgründen 

(Drucksache 4027) 

Berichterstatter: Abg. Péridier 

Tagesordnungspunkt: 

Einige Aspekte des Asylrechts 
(Drucksache 4021) 

Berichterstatter: Abg. Blenk 

Tagesordnungspunkt: 

20. Tätigkeitsbericht des 
intergouvernementalen Ausschusses 
für europäische Wanderbewegungen 

(Drucksache 4015 und 3946) 

Berichterstatter: Abg. Gradin 

Ansprache des Direktors des intergouvernemen-
talen Ausschusses für europäische Wanderbewegun-
gen John Thomas. 

Dr. Enders (SPD) : Herr Präsident! Ich danke Herrn 
Thomas für die umfassende Darstellung des 
Flüchtlingswesens in der Welt und für die Arbeit, 
die seine Organisation geleistet hat. Dennoch 
möchte ich ihm noch zwei präzise Fragen stellen. 

Herr Thomas selber hat den Korb III der KSZE-
Verhandlungen erwähnt. Ich frage Sie: Können in 
den beiden Jahren seit den Verhandlungen von Ih-
nen positive Zahlen genannt werden? Ist die Fami-
lienzusammenführung seit Helsinki günstiger ver-
laufen? Und welche Absichten haben Sie zum Aus-
bau der Familienzusammenführung mit Partnern 
aus osteuropäischen Ländern? 

Die zweite Frage betrifft Südamerika: Wie prä-
sentiert sich das Flüchtlingswesen in Argentinien 
und in Chile? Welche Perspektiven gibt es da? Und 
was gedenken Sie in der kommenden Zeit dort zu 
tun? 
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Herr Thomas, Direktor des intergouvernementa-
len Ausschusses für europäische Wanderbewegun-
gen, antwortet, zahlenmäßig sei seit der Akte von 
Helsinki kein nennenswerter Anstieg der Familien-
zusammenführungen insbesondere aus osteuropäi-
schen Ländern zu verzeichnen. Im Jahre 1977 seien 
bisher 103 Personen zu ihren Angehörigen geführt 
worden. Die unerledigten Fälle beträfen weitere 500 
Personen. — Was Chile und Argentinien anlange, 
so werde zunehmend eine neue Bereitschaft deut-
lich, Auswanderung und Erlaubnis der Familienzu-
sammenführung als alternative Maßnahmen zu Tod, 
Tortur und langen Freiheitsstrafen anzusehen. 

Tagesordnungspunkt: 

Auswirkungen demographischer Veränderungen 
auf die Sozial- und Migrationspolitik 

(Drucksache 4016) 

Berichterstatter: Abg. Jessel 

Dr. Müller (CDU/CSU) : Herr Präsident! Liebe Kol-
leginnen und Kollegen! Auch ich möchte dem 
Kollegen Jessel recht herzlich danken für diesen 
Bericht, weil ich der Meinung bin, daß die Proble-
me, die in diesem Bericht dargestellt werden, zu 
den bedeutenden Problemen gehören, mit denen 
wir uns in den nächsten Jahren wohl beschäftigen 
müssen. 

Ich bin auch nicht der Meinung — vielleicht et-
was einschränkend zu meinem Vorredner —, daß 
wir die Dinge nur beobachten müssen, sondern ich 
glaube, daß bereits ein Punkt erreicht wurde, bei 
dem es nicht nur genügt, die Entwicklung zu beob-
achten, sondern bei dem konkrete Taten vorzuse-
hen  sind.  

Die Frage der Bevölkerungsentwicklung ist von 
ungeheurer Bedeutung für ein Land oder auch für 
die Länder Westeuropas, ganz gleich, ob wir es mit 
einer starken Zunahme, mit einer Stagnation oder 
einer Abnahme zu tun haben. 

Das Bedeutende an dieser Bevölkerungsentwick-
lung ist ja, daß sie nicht durch irgendwelche Be-
schlüsse aufgehoben werden kann, sondern daß die 
Auswirkungen sehr langfristig sind. Ich möchte das 
an einem Beispiel aufzeigen. Geburtenschwache 
Jahrgänge heute bedeuten mit fast absoluter Wahr-
scheinlichkeit auch geburtenschwache Jahrgänge 
in 23, 25, 28 Jahren, weil dann diejenigen, die heute 
geboren werden, selbst in das Heiratsalter eintre-
ten, in dem die Frauen Kinder bekommen. Wenn es 
wenig Frauen in den Jahrgängen gibt, die Kinder 
zur Welt bringen, dann wird auch in 25 Jahren — 
um  einmal eine Zahl zu nennen — die Geburtenrate 
ebenfalls gering sein. Das heißt, die Folgewirkun-
gen bestimmter Erscheinungen heute lassen sich in 
die Zeit von 20 oder 25 Jahren projizieren. 

Mein Land, die Bundesrepublik, gehört zu den 
Ländern, in denen die Geburtenrate am stärksten 
zurückgegangen ist. Die Bundesrepublik liegt heute 

absolut am Ende — interessanterweise zusammen 
mit der DDR; man kann sehen, daß politische Un-
terschiede im System hier offensichtlich keinerlei 
Einfluß haben, sondern daß vielleicht andere Ein-
flüsse hier maßgebend sind. 

In meinem Lande gibt es bereits wesentlich mehr 
Sterbefälle im Jahr als Geburten. Daß die Bevölke-
rungsbilanz in meinem Lande ausgeglichen ist, 
hängt mit Wanderungsbewegungen zusammen, mit 
der Einwanderung ausländischer Arbeitskräfte in 
die Bundesrepublik. Das hängt auch damit zusam-
men, daß zum Beispiel in einzelnen großen Städten 
der Bundesrepublik der Anteil der dort geborenen 
Ausländerkinder fast schon so hoch ist wie der An-
teil der Kinder aus der eigenen Bevölkerung, ob-
wohl der Ausländeranteil nur 15 oder 20 Vo aus-
macht. 

Die Alterspyramide in diesem Lande verschiebt 
sich also ganz erheblich. Die Folgen, die dadurch 
für die nächsten Jahre auftreten, sind von der Ex-
plosivkraft einer Zeitzünderbombe. Die Politiker in 
meinem eigenen Lande kommen erst allmählich 
dazu, die Gefahr dieser Zeitzünderbombe zu sehen. 
Denn die Verschiebung der Alterspyramide bedeu-
tet — das haben Berechnungen ergeben —, daß 
man das System der sozialen Sicherheit, der Alters-
sicherung in unserem Lande, das man geschaffen 
hat und das sehr vorbildlich und sehr weit entwik-
kelt ist, ohne einschneidende Änderungen nicht 
wird aufrechterhalten können, weil der Anteil der-
jenigen, die durch ihre Beiträge zur Deckung der 
Alterssicherung beitragen, immer geringer wird, 
während der Anteil derjenigen, die Empfänger von 
Pensionen oder Ruhestandsbezügen sind, immer 
größer wird. 

Wir haben auch noch andere Probleme, die hier 
auftauchen. Ein Beispiel: Wir haben bis zum Jahre 
1963/64 verhältnismäßig geburtenstarke Jahrgänge 
gehabt. Das sind jene Kinder, die heute zum Teil an 
höheren Schulen sind und auf die Universitäten 
drängen. Wir haben in den letzten Jahren das Bil-
dungswesen sehr stark ausgebaut. Wir haben eine 
Fülle von jungen Lehrern, von jungen Studienräten, 
von jungen Professoren angestellt, und wir werden 
in den nächsten Jahren erleben, daß eine Fülle neu-
er Lehrer, Studienräte, Professoren von den Univer-
sitäten kommen. Sie werden eine Situation vorfin-
den, in der keine Schüler, keine Kinder und keine 
Studenten mehr vorhanden sind. 

Die Berechnungen des Kultusministers in meinem 
Lande, in Bayern, in einem Teil der Bundesrepu-
blik, haben ergeben, daß man schon in fünf Jahren 
zum Beispiel für bestimmte Fächer bei einer Bevöl-
kerung von 10 Millionen noch ganze zehn freie 
Planstellen haben wird, um damit für das ganze 
Land für ein bestimmtes Fach noch zehn Studienrä-
te einstellen zu können. Das heißt, Tausende ar-
beitsloser Studienräte zu haben. 

Es kommt weiter dazu, daß die Zahl der Schulen 
immer kleiner wird, weil die Stärke der Geburten

-jahrgänge abnimmt. Die Schüler müssen zusammen-
gelegt werden, d. h. sie müssen über kilometerlange 
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Entfernungen — im ländlichen Raum über 15, 20 
Kilometer — mit Bussen transportiert werden, uni 
überhaupt noch in einer Schule vernünftig betreut 
werden zu können. 

Sie sehen, daß hier ganz erhebliche Eingriffe in 
den gesellschaftlichen Status eines Landes durch 
eine Verschiebung der Geburtenzahlen sich erge-
ben. 

Meine lieben Kolleginnen und Kollegen, auch die 
Wirtschaft ist davon betroffen. Man redet heute so 
viel über die Wachstumspolitik und sagt, Wachs-
tum sei heute für eine moderne Volkswirtschaft 
notwendig. Wenn pro Jahrgang eine Million Kon-
sumenten langfristig fehlen, wird sich das natürlich 
auch auf die Produktion und den Konsum auswir-
ken. Ich darf es an einem ganz primitiven Beispiel 
aufzeigen. Die Spielwarenindustrie in meinem Lan-
de ist schon davon betroffen. Sie hat eine neue 
Marktlücke entdeckt: Sie produziert jetzt Spiele für 
Erwachsene, nicht mehr Spiele für Kinder, weil der 
Bedarf bezüglich der Kinder bereits gedeckt ist 
bzw. die Produktion höher ist als der Bedarf. 

Die Ursachen für diese Entwicklung sind vielfäl-
tig. Es gibt sicher keinen Zweifel daran, daß selbst 
innere Wanderungsbewegungen in einem Land hier 
eine Rolle gespielt haben. Z. B. hat die Abwande-
rung aus dem flachen Land in die großen Ballungs-
zentren in meinem Land sicher dazu beigetragen, 
daß die Geburtenzahlen rückläufig sind. Das kann 
man sehr schön an den Statistiken über die Gebur-
ten in Großstädten und Geburten auf dem flachen 
Lande sehen. 

L. gibt auch andere Ursachen. Sicher haben die 
Erleicherung der Abtreibung und bestimmte Ent-
wicklunge der Pharmakologie — die Einführung 
der Pille u, v. - dazu beigetragen, daß die Gebur-
tenzahlen rückläufig sind. 

Ich glaube aber, entscheidend ist die Einstellung 
der Menschen, gerade derjenigen Frauen, die im 
gebärfähigen Alter sind, zum Kind. Diese Einstel-
lung hat sich leider negativ entwickelt. Der Wohl-
stand, das Bestreben, ein Auto zu haben, eine gro-
ße Urlaubsreise zu machen, haben viel dazu beige-
tragen, daß die Geburtenzahlen rückläufig sind. 

Meine Redezeit geht zu Ende. Lassen Sie mich 
daher mit einer kurzen Bemerkung schließen. Nach 
meiner Meinung müssen wir in einer ganzen Reihe 
von Ländern, nicht nur in meinem Land, der Bun-
desrepublik, Maßnahmen ergreifen, um dieses Un-
gleichgewicht auszugleichen. Es müssen Maßnah-
men in der Sozialpolitik, der Steuerpolitik, vor al-
lem der Wohnungsbaupolitik — es gibt kaum Woh-
nungen, die für kinderreiche Familien erschwing-
lich sind — und auch in anderen Bereichen, z. B. in 
Richtung auf Teilzeitarbeit, ergriffen werden. 

Das Entscheidende muß aber sein, über diese 
flankierenden Maßnahmen hinaus wieder eine ge-
sunde und vernünftige Einstellung zur Familie und 
zum Kind zu bekommen, damit eine gleichgewichti-
ge — nicht eine einseitige - Entwicklung in den 
Ländern ermöglicht wird. 

Tagesordnungspunkt: 

Die Lage der Geisteskranken  
(Drucksache 4014)  

Berichterstatter: Abg. Voogd und Tabone 

Sonnabend, 8. Oktober 1977  

Tagesordnungspunkt: 

Die Lage der Geisteskranken  
(Fortsetzung der Aussprache) 

Tagesordnungspunkt: 

Systeme zur Verhinderung  
von Zusammenstößen im Luftverkehr  

(Drucksache 4028)  

Berichterstatter: Abg. Treu 

Montag, 10. Oktober 1977  

Tagesordnungspunkt:  

Die Tätigkeit der OECD im Jahre 1976 
 (Drucksache 3996 und 4031) 

Berichterstatter: Abg. Bouloche 

Ansprache des Generalsekretärs der OECD Van  
Lennep.  

Dr. Holtz (SPD) : Herr Präsident! Meine Damen und 
und Herren! Eine Geißel geht in den westlichen In-
dustriestaaten um: Arbeitslosigkeit verbunden mit 
hoher Inflation. Hierauf hat der Berichterstatter, 
Herr Boulloche, und haben auch Sie, Herr van Len-
nep, hingewiesen. Ich glaube, dies bedeutet nicht 
nur eine Herausforderung, sondern eine Anklage 
an die OECD und an unser parlamentarisches de-
mokratisches System. 

Herr Boulloche hat in seinem kreativen Bericht 
auf strukturelle Ursachen verwiesen, etwa auf die 
Einkommens- und Vermögensunterschiede, auf die 
Monopolisierung oder Oligopolisierung der Märkte, 
auf die mangelhafte Steuerung der Wirtschaftstä-
tigkeit. Wäre es nicht an der Zeit, seitens der 
OECD ein Aktionsprogramm zur Bekämpfung die-
ser strukturellen Ursachen zu entwerfen? 

Zweite Frage: Es wird gesagt, ein Mittel zur Be-
kämpfung der Arbeitslosigkeit bestehe darin, die 
Gesamtnachfrage zu erhöhen. Ich glaube, daß die 
Gesamtnachfrage stimuliert werden kann, wenn 
man sich dem großen potentiellen Markt zuwendet, 
der sich in vielen Ländern der Dritten Welt noch 
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darbietet. Dort kann die Kaufkraft durch die Förde-
rung des wirtschaftlichen und sozialen Fortschritts 
erhöht werden. Aber was machen die OECD-Län-
der? Sie verstärken nicht die Zusammenarbeit auf 
dem Gebiet der Entwicklungshilfe, sondern wenn 
man die letzten zehn Jahre betrachtet, dann muß 
man sagen, daß der Umfang der Leistungen real zu-
rückgegangen ist. Ist es da nicht an der Zeit, daß 
die OECD endlich ein umfassendes Aufbaupro-
gramm — entsprechend den Anstrengungen der 
Vereinigten Staaten nach dem Zweiten Weltkrieg 
im Rahmen des Marshall-Planes — in Angriff 
nimmt? 

Drittens: Man diskutiert eine neue internationale 
Wirtschaftsordnung. Sie, Herr van Lennep, spra-
chen von der wachsenden Interdependenz der ver-
schiedenen Staaten der Welt mit unterschiedlich-
sten Systemen. Wäre es da nicht an der Zeit, daß 
die Industrieländer — besonders einige — in dieser 
Diskussion nicht immer nur als Falken, als hardli-
ners auftreten, sondern einen wirklichen Schritt in 
Richtung auf eine Reform der internationalen Wirt-
schaftsordnung unternehmen? 

Generalsekretär van Lennep antwortet, die Aktio-
nen zur Bekämpfung der Inflation seien größtenteils 
Sache der einzelnen Länder. — Die Entwicklungs-
hilfe habe in einigen Ländern zu beachtlichem wirt-
schaftlichen Wachstum geführt. Jetzt orientiere 
sich die Entwicklungshilfe stärker auf die Siche-
rung menschlicher Grundbedürfnisse und auf huma-
nitäre Ziele hin. — Schließlich habe man in den 
letzten Jahren bereits erkannt, daß es im Verhältnis 
zu den Entwicklungsländern nicht nur um Konfron-
tation, Verhandlungen und Zugeständnisse bzw. 
Verweigerung gehe, sondern daß es darauf ankom-
me, angesichts der weltweiten Interdependenz die 
gemeinsamen Interessen ins Auge zu fassen. 

Dr. Vohrer (FDP) : Herr Präsident! In der Rede des 
Generalsekretärs wie in den meisten OECD-
Publikationen finden wir den Vorwurf, daß die Lo-
komotiv-Länder keine ausreichenden Impulse für 
das wirtschaftliche Wachstum gegeben hätten. Es 
fehlen jedoch die Hinweise, daß in den jeweiligen 
Ländern solch eine zusätzliche Staatsverschuldung 
oft mit erheblichen innenpolitischen und vertei-
lungspolitischen Problemen behaftet ist und daß — 
ich kann das für mein Land sagen — solche Staats-
verschuldung für die Regierungen in den innenpoli-
tischen Auseinandersetzungen einen erheblichen 
Kritikpunkt darstellt. 

Es fehlt auch der Hinweis, Herr Generalsekretär, 
daß rund 3 bis 4 % des wirtschaftlichen Wachstums 
ohne jeglichen Beschäftigungseffekt sind, weil sol-
che wirtschaftlichen Wachstumsraten allein da-
durch aufgefressen werden, daß technischer Fort-
schritt realisiert wird oder Rationalisierungsreser-
ven genutzt werden. Dies führt mich dazu, daß ich, 
wie mein norwegischer Kollege Herr Aano, hier ar-
gumentiert hat, an die OECD die Bitte richte, daß 
in stärkerem Maße darauf aufmerksam gemacht 
wird, daß es mit rein quantitativem Wachstum 
nicht getan ist, daß wir mehr ökologische Kriterien 
brauchen, welche Art von Wachstum wir eigentlich  

wollen, nachdem wir wissen daß die Ressourcen 
insbesondere im Energiebereich limitiert sind und 
daß wir uns in stärkerem Maße ökologisch orientie-
ren müssen. Wir haben dies heute mit den japani-
schen Kollegen durchgesprochen. Ich halte es für 
wichtig, daß die OECD hierauf stärker abhebt und 
daß die OECD auch zur Versachlichung der Diskus-
sion über die Frage des qualitativen wirtschaftli-
chen Wachstums einen Beitrag leistet. Seit Jahren 
brütet die OECD über der Festlegung von Indikato-
ren für qualitatives Wachstum, wir haben aber 
überhaupt noch nichts politisch Verwertbares von 
ihnen bekommen, das dazu beitragen könnte, die 
ideologische Komponente aus der Diskussion des 
qualitativen Wachstums herauszunehmen. Mich 
würde interessieren, Herr Generalsekretär van Len-
nep, inwieweit hier in absehbarer Zeit neue Ergeb-
nisse, die uns Politikern in der jetzigen Diskussion 
helfen, einen sinnvollen Beitrag zu leisten, zur Ver-
fügung stehen werden. Wann kommen diese Ergeb-
nisse? 

Generalsekretär van Lennep erwidert, die Staats-
verschuldung werde zwar zu Recht als ein ernstes 
Problem angesehen. Doch bis heute habe sich er-
stens die Befürchtung als unbegründet erwiesen, 
die Anleihen des öffentlichen Sektors würden den 
privaten Sektor von den Kapitalmärkten verdrün-
gen. Zweitens hätten die meisten Regierungen 
Bestreben, die Haushaltsdefizite wieder zu verkle

-

nern, die Zeitdauer unterschätzt, die zur Erholung 
nach der Rezession notwendig sei. So seien die 
über die Haushalte ausgeübten Impulse zur Stimu-
lierung der allgemeinen Nachfrage in einigen Län-
dern, darunter der Bundesrepublik Deutschland, be-
reits wieder abgebremst worden, als es zum minde-
sten noch notwendig gewesen wäre, ein neutrales 
Verhalten zu zeigen. — Hinsichtlich der Erarbei-
tung der gewünschten Indikatoren seien die Unter-
suchungen soweit fortgeschritten, daß er hoffe, bis 
zur nächsten Aussprache über erste Resultate be-
richten zu können. 

Schmidhuber (CDU/CSU) : Herr Präsident! Wir 
stimmen alle in der Besorgnis über die gegenwärti-
ge wirtschaftliche Lage überein. Der konjunkturelle 
Erholungsprozeß hat sich in den meisten OECD-
Staaten verlangsamt. Es ist bisher nicht gelungen, 
die hohe Arbeitslosigkeit abzubauen. Die Vermin-
derung der Arbeitslosigkeit ist heute zum dring-
lichsten wirtschaftspolitischen Anliegen gewor-
den. 

In einer solchen angespannten Situation wird es 
zunehmend schwieriger, einen Kurs ökonomischer 
Rationalität beizubehalten, weil falsche Propheten 
auftreten, die Wundermittel anpreisen, alte Vorur-
teile reaktivieren und pseudomoralische Forderun-
gen erheben. 

Der verehrte Kollege Boulloche ist in seinem Be-
richt gegen die wirtschaftspolitische Orthodoxie zu 
Felde gezogen, unter der er offenbar eine markt-
wirtschaftliche Ordnung versteht, also Wirtschafts-
systeme, in denen die private Initiative die wichtig-
ste Triebfeder wirtschaftlicher Aktivitäten ist. Da- 
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bei übersieht er offenbar oder will nicht einsehen, 
daß diese Wirtschaftsform den Massenwohlstand in 
den Industrieländern erst hervorgebracht hat und 
wie keine andere Wirtschaftsform in der Lage ist, 
die vor uns liegenden Probleme zu meistern, mäm-
lich den Übergang von der Industrie- zur Dienstlei-
stungsgesellschaft und die Entschärfung des Nord-
Süd-Konflikts durch gesteigerten Ressourcentrans-
fer. 

Wenn heute Klage darüber geführt wird, daß die 
Flexibilität marktwirtschaftlicher Systeme zurück-
gegangen ist — und die hohe Arbeitslosenquote ist 
ein Indiz dafür —, dann muß auch die Frage ge-
stellt werden, ob dieses Defizit an Flexibilität nicht 
durch unkoordinierte staatliche Interventionen her-
vorgerufen worden ist. Dieses Problem sollte man 
dann im Auge behalten, wenn weitere Interventio-
nen und Restriktionen des privaten Sektors der 
Wirtschaft verlangt werden. 

Wir sollten die bittere Lektion der Vergangen-
heit nicht vergessen, nämlich daß man mit einem 
Mehr an Inflation nicht ein dauerhaftes Mehr an 
Beschäftigung erkaufen kann. Im Gegenteil, ein 
Mehr an Inflation führt auf lange Sicht zu einer Zu-
nahme der Arbeitslosigkeit. 

Deshalb bedauere ich, daß die Ausführungen des 
Berichts über die sogenannten strukturellen Ursa-
chen der Inflation von diesem grundlegenden Wir-
kungszusammenhang ablenken. 

Mein Kollege Grant hat bereits darauf hingewie-
sen, daß ungleiche Einkommensverteilungen als In-
flationsursache zumindest in den OECD-Staaten 
ausscheiden. Es mag sein, daß es solche strukturel-
len Ursachen der Inflation gibt wie etwa die Starr-
heit des Preismechanismus, die dazu führt, daß 
mögliche Preissenkungen entweder überhaupt nicht 
oder verspätet an den Verbraucher weitergegeben 
werden. Aber sie sind gegenüber den monetären 
Ursachen, gegenüber der durch den Staat und die 
Sozialpartner erfolgenden Überbeanspruchung der 
Ressourcen von sekundärer Bedeutung. 

Auch die rigorose Ausnutzung wirtschaftlicher 
oder gesellschaftlicher Macht kann eine Inflations-
ursache sein. Diese Ursache hat Monsieur Boullo-
che mit dem Hinweis auf die multinationalen Ge-
sellschaften angesprochen. 

In diese Kategorie gehört aber auch das Verhal-
ten von Gewerkschaften, die in einer Unterbeschäf-
tigungslage Lohnerhöhungen durchsetzen, die den 
Produktivitätszuwachs in manchen Fällen mehrfach 
überschreiten. 

Diese Art von Lohnpolitik erhöht nicht nur die 
Inflation; sie verschärft auch die Unterbeschäfti-
gung. 

Ich bin mit dem Berichterstatter einig, daß die 
OECD-Länder nicht nur aus wirtschaftlichen son-
dern auch aus gesellschaftspolitischen Gründen ihr 
Hauptaugenmerk auf die Reduktion der Arbeitslo-
sigkeit richten müssen, aber eben mit den richtigen 
Mitteln. Die Wirksamkeit dieser konjunkturpoliti-
schen Mittel darf nicht durch verteilungspolitische 
Nebenabsichten eingeschränkt werden. 

Zu diesen konjunkturpolitischen Mitteln, die heu-
te angewendet werden müssen, gehört in allererster 
Linie die Steigerung der öffentlichen und privaten 
Investitionen in einem angemessenen Verhältnis. 
Die Umstrukturierung des Produktionsapparates 
der Industriestaaten im Hinblick auf ein neues part-
nerschaftliches Verhältnis zu den Entwicklungslän-
dern und die Notwendigkeit einer fundamentalen 
Umgestaltung unserer Energiewirtschaft bieten 
hierzu genügend Ansatzpunkte. 

Abschließend eine Bemerkung zur Energiepolitik. 
Die zentrale Herausforderung der OECD-Länder ist 
neben den Fragen der Entwicklungspolitik die lang-
fristige Sicherung einer ausreichenden Energiever-
sorgung, die die Grundlage für den weiteren ökono-
mischen und sozialen Fortschritt ist. Leider ist in 
dem Bericht darauf überhaupt nicht eingegangen 
worden. 

Lassen Sie mich zusammenfassen: Insgesamt 
stellt der Bericht keine ausgewogene Stellungnah-
me zur gegenwärtigen Lage der OCED-Staaten dar. 
Ich kann ihm daher nicht zustimmen. 

Abg. Dr. Vohrer (FDP) schlägt vor, in der Ent-
schließung 666 dem Absatz 11 g eine neue Fassung 
zu geben, die den Änderungsantrag des Abg. 
Rivière richtigstelle. (Text s. unten) 

Dr. Vohrer (FDP): Herr  Präsident! Ich will zuerst 
eines richtigstellen: Ich habe der Formulierung, wie 
sie in der Resolution steht, zugestimmt und würde 
ihr auch heute noch gern zustimmen. Mein Vor-
schlag ist lediglich der Versuch, einen Kompromiß 
zwischen dem Amendement Nr. 6 und dem zu fin-
den, was hier in der Resolution steht, einen Kom-
promiß, der vom Berichterstatter akzeptiert werden 
könnte. 

Denn Ihr Vorschlag, Herr Rivière, hat drei ent-
scheidende Kritikpunkte: 

Erstens sprachen Sie davon, daß die Verwirkli-
chung „rapidement", also schnell vonstatten gehen 
könnte. Wer heute die Verhandlungen in Genf ver-
folgt — Produkt für Produkt —, weiß, daß wir den 
Leuten etwas erzählen würden, was nicht stimmt, 
wenn wir davon reden würden, daß die neue Welt-
wirtschaftsordnung schnell über die Bühne geht. 

Zweitens sagten Sie, die Regierungschefs hätten 
in London beschlossen, daß ein gemeinsamer Fonds 
als Lösung aller Fragen anzusehen sei. Davon ist 
überhaupt keine Rede. Aus dem Grunde habe ich 
darauf bestanden und halte es für richtig, daß wir 
die Formel nehmen, die die Staatschefs in London 
tatsächlich beschlossen haben. Jene Formel ist 
eben wesentlich umfangreicher und beruht darauf, 
daß Einzelabkommen geschlossen werden und der 
gemeinsame Fonds seinen Platz über den Abkom-
men hat. 

Der dritte Kritikpunkt ist der, daß die Vorschlä-
ge, wie sie uns vom UNCTAD-Sekretariat vorge-
legt wurden, in der Tat auch eine weltweite dirigi-
stische Lösung beinhalten können. Ich möchte mit 
der letzten Bemerkung darauf hinweisen — darüber 
wurde im Ausschuß lange gesprochen —, daß wir 
sehr vorsichtig sein müssen, um einen weltweiten 
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Dirigismus zu vermeiden, der mit der ursprüngli-
chen Formel möglich wäre, wie sie von der Gruppe 
77 vorgelegt wurde  

Deshalb meine Bitte, entweder den ursprüngli-
chen Text oder die Kompromißformel, die wenig-
stens sachlich richtig ist, anzunehmen. 

Abg. Dr. Vohrer (FDP) spricht für einen weiteren 
Änderungsantrag zur Entschließung 666, dessen 
Text als Absatz 12 (s. u.) angenommen wird. 

Dr. Vohrer (FDP) : Herr Vorsitzender, es tut mir 
leid, daß ich jetzt zufällig zweimal hintereinander 
spreche. Aber ich glaube, das Amendment ist es 
wert, daß man es hier in der Versammlung er-
wähnt, denn grenzüberschreitende Umweltprobleme 

 sind für Völkergemeinschaften zwischenzeitlich zu 
einer Belastungsprobe geworden. 

Verehrte Kollegen, wer einen Wahlkreis an einer 
Landesgrenze hat, der wie ich mit Fessenheim und 
Wyhl zwei nukleare Projekte direkt im Raum sei-
ner politischen Tätigkeit hat, der weiß, wie not-
wendig es ist, daß wir uns als Politiker intensiv um 
solche internationalen Fragen kümmern. Wir haben 
in der Parlamentarischen Versammlung des Europa-
rats gezeigt, daß wir gemeinsame Lösungen für Um-
weltprobleme finden können. Wir haben hier ge-
meinsam das Verursacherprinzip verabschiedet, um 
einen Weg zu zeigen, wie die Umweltkostenproble-
me im marktwirtschaftlichen System internationali-
siert werden können. 

Das Amendment, das fordert, daß Forschung und 
Anwendung der Ergebnisse der OECD-Aktivitäten 
zum Abbau grenzüberschreitender Umweltbelastun-
gen auch realisiert werden, sollte hier nicht nur zu-
stimmend zur Kenntnis genommen werden, sondern 
man muß sich auch darüber klar werden, daß es 
von uns Aktivitäten verlangt, und zwar nicht nur 
im Hinblick auf die OECD, sondern auch Aktivitä-
ten in der Parlamentarischen Versammlung des Eu

-

roparats. 

Ich möchte auf das Beispiel verweisen, das wir 
mit unserer Arbeit bezüglich der multinationalen 
Unternehmungen geleistet haben, wo wir mit der 
Entschließung 639 gemeinsam mit der OECD, die in 
diesem Bereich eine Richtlinie erlassen hat, zu Er-
gebnissen kamen. 

Ich plädiere dafür, daß wir die Anregung des 
Amendments benutzen, um analog dazu eine ge-
meinsame Aktion von OECD und Parlamentarischer 
Versammlung des Europarats zu starten, mit dem 
Ziel, einen Verhaltenskodex für umweltbelastende 
Einrichtungen mit grenzüberschreitender Wirkung 
hier im Europarat zu verabschieden. 

Entschließung 666 

betr. Antwort auf den OECD-Tätigkeitsbericht 1976 

 Die Versammlung 

L Wirtschaftliche Probleme und internationale Zu-
sammenarbeit 

11. fordert 

die Regierungen der OECD-Mitgliedsländer, 
 auch soweit  sie nicht dem Europarat angehö

-

ren, auf: 

a) eine Wirtschaftspolitik zu betreiben, die dem 
Kampf gegen die Arbeitslosigkeit und dem 
Kampf gegen die Inflation, die beide unlös-
bar miteinander verbunden sind, gleiche Be-
deutung beimißt, wobei zu berücksichtigen 
ist, daß eine anhaltend hohe Arbeitslosenra-
te nicht nur eine unerträgliche wirtschaftli-
che Verschwendung, sondern vor allem 
auch eine Geringschätzung der menschli-
chen Würde darstellt; 

b) die zur Regulierung der Gesamtnachfrage 
notwendigen politischen Maßnahmen durch 
Aktionen zur Bekämpfung der strukturellen 
Ursachen der Inflation zu ergänzen und da-
bei insbesondere die spezifischen Merkmale 
jedes Wirtschaftsbereichs zu berücksichti-
gen;  

c) eine Politik auszuarbeiten und anzuwenden, 
die auf eine Reduzierung der Unterschiede 
in der Einkommens- und Vermögensvertei-
lung abzielt; 

d) innerhalb der zuständigen internationalen 
Organisationen alle erforderlichen Maßnah-
men zu ergreifen, um regelwidrige und un-
lautere Handelspraktiken zu verhindern, die 
bestimmten Mitgliedsländern oder Gruppen 
von Mitgliedsländern insbesondere dadurch 
schwere Schäden zuzufügen drohen, daß sie 
zum plötzlichen Verschwinden bestimmter 
Industriezweige führen, und konzertierte 
Mechanismen zu entwickeln, die Struktur-
änderungen im Welthandel ermöglichen, 
die nachteilige soziale Folgen verringern; 

e) sich insbesondere durch das Bemühen um 
eine Verringerung der Wechselkursschwan-
kungen rein spekulativen Ursprungs und 
durch die Einrichtung eines geregelten und 
angemessenen Mechanismus für die Schaf-
fung und Kontrolle internationaler Liquidi-
täten für einen besseren Ablauf der interna-
tionalen Zahlungen einzusetzen; 

f) alle Verstöße gegen die Einhaltung der von 
der OECD festgelegten Richtlinien für die 
multinationalen Konzerne streng zu überwa-
chen, der Erklärung vom 21. Juni 1976 ande-
re Abkommen folgen zu lassen, die eine er-
gänzende Zusammenarbeit im Hinblick auf 
internationale Investitionen und multinatio-
nale Konzerne fördern sollen, und innerhalb 
der zuständigen internationalen Organisa-
tionen zusammenzuarbeiten, um die natio-
nalen Vorschriften in diesem Bereich zu 
harmonisieren, auszubauen und wirksamer 
zu gestalten; 

g) Bemühungen zu unternehmen, um sicherzu-
stellen, daß die UNCTAD-Verhandlungen in 
bezug auf die neue internationale Wirt-
schaftsordnung zu einer Ausgewogenheit 
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der Interessen zwischen Industrie- und Ent-
wicklungsländern führen und Fortschritte 
im Hinblick auf „produktive Ergebnisse der 
Verhandlungen über die Stabilisierung der 
Rohstoffpreise und die Schaffung eines ge-
meinsamen Fonds für einzelne Abkommen 
über Ausgleichsvorräte" ermöglichen, wie 
in der von der Konferenz der Staats- und 
Regierungschefs in London im Mai 1977 ge-
billigten Erklärung angestrebt wurde, wäh-
rend eine weltweite Staatsplanung vermie-
den wird; 

II. Weitere Aktivitäten der OECD 

12. spricht der OECD über ihre Gutachten und Stu-
dien im Bereich der grenzüberschreitenden 
Verschmutzung und des Umweltschutzes in 
Grenzgebieten zwar ihre Anerkennung aus, ist 
jedoch der Auffassung, daß die Billigung der 
Empfehlungen nicht ausreicht, um diese kom-
plizierten Probleme zu lösen, und daß dauer-
hafte Lösungen für die Schwierigkeiten bei der 
Bekämpfung der grenzüberschreitenden Ver-
schmutzung nur durch die Verwirklichung in-
ternationaler Rechtsvorschriften erzielt werden 
können, die die wissenschaftliche Forschung 
und die Anwendung ihrer Ergebnisse unterstüt-
zen; 

13. fordert die OECD und die zwischenstaatlichen 
Gremien des Europarates nachdrücklich auf, 
die in diesem Bereich hergestellte enge Zusam-
menarbeit weiterzuverfolgen, und bringt die 
Hoffnung zum Ausdruck, daß eine solche Zu-
sammenarbeit zur Vorbereitung internationaler 
Rechtsvorschriften führt, die gegebenenfalls 
den Konventionsentwurf des Europarates über 
grenzüberschreitende Zusammenarbeit und sei-
ne Modellabkommen ergänzen; 

14. fordert die Regierungen der OECD-Mitglied-
staaten auf: 

a) alle erforderlichen Maßnahmen zu ergreifen, 
um innerhalb der OECD einen raschen In-
formationsaustausch über Fluktuationen auf 
den Agrarmärkten zu erleichtern; 

b) der OECD alle erforderlichen Informationen 
für die Erstellung wirtschaftlicher und so-
zialer Indikatoren für die Landwirtschaft 
zur Verfügung zu stellen und damit die Be-
urteilung der sozialen Lage des europäi-
schen Landwirts zu erleichtern; 

15. vermerkt die Entscheidung über die Überprü-
fung der Auswirkungen technologischer Ent-
wicklungen auf die industriellen Strukturen 
und die Rolle, die die Regierungen bei der Be-
einflussung solcher Änderungen spielen kön-
nen, und begrüßt die Tatsache, daß der Zweck 
dieser Arbeit darin besteht, politische Richtli-
nien für die Mitgliedsregierungen zu formulie-
ren; 

16. vermerkt die Einsetzung einer neuen Arbeits-
gruppe für Informations-, Computer- und Nach

-

richtenübermittlungspolitik, die unter anderem 
den Einfluß moderner EDV-Systeme auf die so-
zioökonomischen Beziehungen untersucht, und 
begrüßt die Tatsache, daß dies darauf abzielt, 
die OECD-Regierungen in der Ausarbeitung 
der Politik auf nationaler und internationaler 
Ebene zu unterstützen; 

17. erinnert an das Bestreben der parlamentari-
schen und wissenschaftlichen Konferenzen, 
Wege zur Verbesserung des demokratischen 
Entscheidungsprozesses von Regierung, Parla-
ment und Gesellschaft zu finden, um unter Mit-
wirkung und Übereinstimmung der Öffentlich-
keit Maßnahmen durchführen zu können, und 
begrüßt, daß sie den Synthesebericht über die 
Probleme und Aussichten der Nutzung der So-
zialwissenschaften bei der Entscheidungsbil-
dung auf Regierungsebene mit dem Titel: „Die 
Nutzung der Sozialwissenschaften im politi-
schen Entscheidungsprozeß" zur Verfügung 
hat; 

18. fordert die OECD auf, der Parlamentarischen 
Versammlung des Europarates alle Informatio-
nen zu übermitteln, die erforderlich sind, um 
eine vollständige Studie über die Mitwirkung 
der Öffentlichkeit am wissenschaftlichen und 
technologischen Entscheidungsprozeß zu erstel-
len. 

Dienstag, 11. Oktober 1977 

Tagesordnungspunkt: 

16. und 17. Jahresbericht der EFTA 
(Drucksachen 4034, 3883 und 4013) 

Berichterstatter: Abg. Luptowitz 

Tagesordnungspunkt: 

Bericht des Ministerkomitees 
(Drucksache 4035) 

Berichterstatter: Außenminister Arnaldo Forlani 
(Italien) 

Alber (CDU/CSU) : Having been informed that the 
Committee of Ministers intendsens not to increase 
the budget of the Council of Europe for  1978 in real 
terms; 

Concerned by these new budgetary restrictions 
which threaten to prevent the Council of Europe 
from assuming its political responsibilities to the 
full; 

Considering that several member states have 
announced their intention of increasing their natio-
nal budgets in real terms in 1978, 

To ask the Chairman of the Committee of 
Ministers: 
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Whether, in these circumstances, the Committee 
of Ministers is prepared to reconsider its position 
and to envisage an increase in real terms in the 
Council of Europe budget for 1978. 

Außenminister Forlani antwortet, das Ministerko-
mitee habe über den Haushalt 1978 noch nicht Be-
schluß gefaßt. Dies geschehe erst im Dezember 
1977. Allerdings könne die Gesamthaushaltslage 
nicht sehr optimistisch betrachtet werden. 

Abg. Alber stellt die weitere Frage an den Vor-
sitzenden des Ministerkomitees: 

Alber (CDU/CSU) : Considering that Spain will 
soon become the 20th member state of the Council 
of Europe, hut concerned by the reduced budgetary 
means available to the Council, 

To ask the Chairman of the Committee of Mini-
sters: 

whether the Committee of Ministers will take ac-
tion on the proposals formulated in Recommenda-
tion 811 (1977) and will take the necessary steps to 
ensure that the accession of a new member state 
will give rise to an increase in the budgetary me-
ans made available to the Council of Europe, while 
maintaining in real terms the contributions of pre-
sent member states. 

Außenminister Forlani erwidert, da das Minister-
komitee sich noch nicht mit der Empfehlung 811 
beschäftigt habe, könne er zu dieser Frage noch 
nicht Stellung nehmen. 

Tagesordnungspunkt:  

Die Lage in Spanien 
(Drucksachen 4037 und 4049) 

Berichterstatter: Abg. Channon 

Reddemann (CDU/CSU) : Herr Präsident! Meine 
Damen, meine Herren! Gestatten Sie mir bitte eine 
sehr persönliche Vorbemerkung. In der Zeit, in der 
spanische Demokraten nicht öffentlich auftreten 
konnten, als sie unter Polizeiaufsicht standen, hatte 
ich die Möglichkeit, bei einer Veranstaltung, die 
die Autonome Universität Madrid und das Deut-
sche Kulturinstitut in Madrid ausrichteten, eine 
Rede zu halten. Diese Rede war weniger dazu ge-
dacht, Informationen zu geben, als vor allem, spani-
schen Politikern die Chance zu eröffnen, trotz der 
Zensur öffentlich vor einem interessierten und 
wichtigen Publikum aufzutreten. Ich freue mich, 
daß unter denen, die damals diese Möglichkeit be-
kamen, der heutige Präsident des freigewählten 
Congresso, Herr Alvarez de Miranda, und mein ge-
schätzter Vorredner, Herr Antonio Canyellas, wa-
ren. Ich bitte um Verständnis, wenn ich sie beide 
auf Grund jener Tatsache hier besonders herzlich 
begrüße. 

Herr Präsident, meine Damen und Herren, die 
Anwesenheit dieser beiden Politiker und der ande-
ren demokratischen Repräsentanten Spaniens macht 
deutlich, welche Wandlung sich in den letzten zwei 
Jahren in Spanien vollzogen hat. Ich bin der Auf

-

fassung, daß es nun die Aufgabe der parlamentari-
schen Versammlung des Europarates ist, Konse-
quenzen aus dieser Änderung zu ziehen, und zwar 
nicht erst zu einem späteren Zeitpunkt, sondern in 
allernächster Zeit. 

Herr Präsident, ich bin sicher, daß alle, die in 
diesem Saal sitzen, sich auf diesen Tag gefreut ha-
ben, auf den Tag, an dem zum ersten Mal die ge-
wählten spanischen Vertreter in unserer Mitte sind, 
die Vertreter eines Volkes, das einen blutigen Bür-
gerkrieg und 40 Jahre autoritäre Herrschaft hinter 
sich hat. Ich bin der Auffassung, daß gerade an ei-
nem solchen Tag eine eindeutige Deklaration die-
ses Europarates nötig ist, um klarzumachen, daß 
wir das große spanische Volk nicht wartend vor 
der Tür stehen lassen wollen, sondern daß wir die-
ses Volk möglichst schnell im Kreise der Völkerfa-
milie des Europarates sehen wollen. Denn nicht nur 
Spanien benötigt Europa, sondern Europa benötigt 
ebenso Spanien. 

Wir haben in der Zeit nach dem Zweiten Welt-
krieg eine Situation gehabt, in der es Bedenken 
gab, ob man diejenigen Staaten, die während der 
Zeit des Krieges unter einer Diktatur lebten, 
schnell in den Europarat, der sich damals konstitu-
ierte aufnehmen sollte. Wir haben eine Zeit erlebt, 
in der die Sorge vorherrschte, diese Staaten könn-
ten möglicherweise noch nicht in einem solchen 
Rat mitarbeiten. Die Sorge war sicher nicht aus 
Haß entstanden, sondern aus der Überlegung, daß 
man einem Freund, der lange krank war, noch nicht 
recht zutraute, die notwendige Arbeit zu leisten. 

Ich habe den Eindruck, ein paar Mitglieder dieser 
Versammlung haben heute eine ähnliche Sorge ge-
genüber dem demokratischen Spanien. Aber ich 
glaube, meine verehrten Kollegen, dies ist eine Sor-
ge, die wir beiseite schieben, über die wir hinweg-
gehen sollten. Denn wir haben in der Vergangen-
heit immer wieder erlebt, daß in dem Augenblick, 
in dem wir den Demokraten, die in ihren Staaten 
wieder die Regierungsgewalt übernahmen, Vertrau-
en schenkten, diese Demokraten eine größere 
Chance gewannen, ihr Land endgültig in ein demo-
kratisches umzuwandeln. 

Meine Damen, meine Herren, der britische Verle-
ger Victor Gollancz hat unmittelbar nach dem Zwei-
ten Weltkrieg den Satz geprägt: Save Europe now! 
Ich glaube, dies war ein wichtiger, ein notwendiger 
Satz. Ich möchte ihn heute variieren und sagen: 
Bitten wir Spanien, möglichst schnell unserer euro-
päischen Völkerfamilie beizutreten! 

Mittwoch, 12. Oktober 1977 

Tagesordnungspunkt: 

Die Lage in Spanien 
(Fortsetzung der Aussprache) 

Dr. Gessner (SPD) : Herr Präsident! Meine Damen 
und Herren! Das Thema Spanien offenbart in drei-
facher Hinsicht bemerkenswerte Entwicklungen in 
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unserer Zeit: Einmal hat ein großes Land zur Demo-
kratie zurückgefunden, zweitens ist es das letzte 
Land außerhalb des kommunistischen Machtbe-
reichs in Europa, das die Diktatur abgeschüttelt 
hat, und drittens hat uns Spanien gezeigt, daß man 
auch auf evolutionärem Wege, auf dem Wege der 
Gewaltlosigkeit, ein autoritäres bzw. totalitäres Sy-
stem überwinden kann. Ich glaube, es gibt kein 
Beispiel in der neueren Geschichte, daß ein Land, 
das so lange unter dem Joch einer Diktatur zu äch-
zen hatte, auf diesem Wege den Weg in die Frei-
heit gefunden hat. Spanien kann stolz darauf sein, 
den Beweis erbracht zu haben, daß Demokratie 
auch durch Evolution möglich ist. Dieser Beitrag in 
der Auseinandersetzung mit Kräften totalitärer und 
autoritärer Staatsauffassung ist meiner Überzeu-
gung nach nicht hoch genug einzuschätzen. Der Be-
weis, daß eine Diktatur auf evolutionärem Wege 
überwunden worden ist, wird im Laufe der Zeit für 
viele unterdrückte Menschen Ansporn sein, sich 
dem Herrschaftsanspruch obrigkeitlicher Staaten 
entgegenzustellen. Dem evolutionären, dem gewalt-
losen Weg eine neue, eine erfolgversprechende 
Perspektive eröffnet zu haben, ist eine Leistung, für 
die Spanien heute schon unser aller Dank ge-
bührt. 

Vier Jahrzehnte lang hatte der faschistische 
Staatsapparat die Möglichkeit, die Menschen zu be-
einflussen. Dies war begleitet von der politischen 
Isolation des Landes, dies war begleitet von einer 
Übermacht des Militär- und Polizeiapparates. Gera-
de deswegen ist es so bemerkenswert, daß schon 
bald nach dem Tode des Diktators der Prozeß der 
Umwandlung begann. Dieser Prozeß hat in der Zwi-
schenzeit einen Stand erreicht der nur noch mit 
Gewalt rückgängig gemacht werden kann, wenn 
überhaupt. Das beweist mir, daß die Sehnsucht des 
Volkes vorhanden gewesen ist, dieses System abzu-
schütteln, und macht klar, daß dieses System hohl 
gewesen ist und von den Menschen auf Dauer eben 
doch nicht angenommen worden war. 

Spanien hat eine ganze Reihe großer Probleme zu 
lösen. Es kommt nicht nur darauf an, daß jetzt die 
Spielregeln, die Rechte und Pflichten der Demokra-
tie in der Verfassung festgeschrieben werden, es 
kommt auch darauf an, daß ein breiter Konsens al-
ler demokratischen Kräfte vorhanden sein muß, um 
dieses Verfassungswerk zu tragen. Nur dann wird 
es in der Bevölkerung tief verwurzelt sein kön-
nen. 
Manche Staaten, die ebenfalls unter einer Dikta-

tur gelitten haben — und mein Land gehört dazu —, 
wissen, was für ein riesiges Problem es ist, all die 
Gesetze und Verordnungen außer Kraft zu setzen, 
die im Laufe einer Diktatur geschaffen worden 
sind, um die Menschen im Sinne totalitärer oder 
autoritärer Herrschaft zu manipulieren. Die Zahl 
wird groß sein, und diese Bereinigung ist nicht von 
heute auf morgen zu bewältigen. Ich glaube, erst 
im Laufe der demokratischen Regierungspraxis 
über Jahre hinweg wird sich in Spanien in vollem 
Umfang herausstellen, in welchen Bereichen und 
wie das faschistische Regime versucht hat, Verhal-
tensweisen und Willen der Bevölkerung im Interes-
se der eigenen Machtbewahrung und Machtaus

-

übung zu manipulieren. Diese Bereinigung ist nicht 
nur eine Sache des Willens, obwohl er unabdingbar 
ist. Von entscheidender Bedeutung wird ebenfalls 
sein, ob die Regierung in Spanien in der Aufbau-
phase der Demokratie eine eindeutige und progres-
sive Mehrheit im Parlament hinter sich hat. 

Schließlich ist es immer und für jeden Staat mit 
Schwierigkeiten verbunden, wenn der Staatsappa-
rat nicht fest in den Händen von Demokraten ist. 
Es gibt dafür beredte Beispiele. Jede demokratische 
Institution muß sicher sein, gleich ob Regierung 
oder Parlament, daß die Vollstreckung ihres Wil-
lens Selbstverständlichkeit ist. 

Wir haben von einem der spanischen Sprecher 
gehört, daß sich Spanien Jahrzehnte in einer Isola-
tion befunden hat. Wir sollten als Demokraten dazu 
beitragen, Spanien zu helfen, sie zu überwinden, 
wo auch immer Möglichkeiten für uns vorhanden 
sind. 
Deswegen erfüllt es mich mit großer Genugtu-

ung, daß wir einen gemeinsamen Resolutionsent-
wurf vorgelegt haben, in dem der Wunsch der Par-
lamentarischen Versammlung des Europarats zum 
Ausdruck kommt, daß Spanien so bald wie möglich 
Mitglied werden soll. Ich glaube, in diesem Punkt 
wird es nirgendwo noch Hindernisse geben. 

Es ist gut gewesen, daß wir uns auf diese ge-
meinsame Resolution verständigen konnten, weil 
sie geeignet ist, den Demokratisierungsprozeß in 
Spanien zu fördern. 

Spanien ist ein großes Land mit einer reichen 
Kultur, mit berühmten Namen, die der Menschheit 
unendlich viel gegeben haben, ein Land, das durch 
den demokratischen Teil seiner Vergangenheit 
längst demokratische Tradition hat. 

Gestern habe ich gehört, daß die sozialistische 
Partei in Spaniens bereits über hundert Jahre be-
steht. Das beweist meine soeben gebrauchten Worte. 

Ich glaube daher, daß der Demokratisierungspro-
zeß in Spanien nicht beim Punkt Null beginnt. Dies 
ist ein weiterer Grund, weswegen ich glücklich bin, 
daß Spanien bald in die große Familie des Europa-
rats aufgenommen sein wird. 

Empfehlung 820 

betr. die Lage in Spanien 

Die Versammlung 

1. erinnert an ihre Entschließungen 575 (1974), 599 
(1975), 614 und 640 (1976) und 656 (1977); 

2. hat die frei gewählten Vertreter des spanischen 
Volkes, Mitglieder der Allparteien-ad-hoc-Dele-
gation der Cortes, die zum zweiten Teil der 29. 
ordentlichen Sitzung eingeladen wurde, ange-
hört; 

3. begrüßt die von den Sprechern aller Fraktionen 
in der Cortes unterzeichnete Erklärung vom 

8. Oktober 1977 an die Versammlung, in der sie 
ihre Absicht bekräftigen, sicherzustellen, daß 
die neue Verfassung die in der Satzung des Eu- 
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roparates und in der Europäischen Menschen-
rechtskonvention verankerten Ideale garan-
tiert; 

4. hofft auf die schnelle Annahme und uneinge-
schränkte Anwendung einer neuen und demo-
kratischen Verfassung für Spanien; 

5, ist der Auffassung, daß das demokratische Euro-
pa eine dringende Verantwortung trägt, zur 
Konsolidierung der Demokratie in Spanien bei-
zutragen, und daß möglichst enge Verbindungen 
sowohl für Spanien als auch für Europa viele 
Vorteile bringen werden; 

6. empfiehlt dem Ministerkomitee, Spanien unver-
züglich aufzufordern, dem Europarat beizutre-
ten, und ist der Auffassung, daß diese Empfeh-
lung vom Ministerkomitee als die Stellungnah-
me der Versammlung zu betrachten ist, die in 
der vom Ministerkomitee im Mai 1951 verab-
schiedeten Entschließung (51) 30 über den Bei-
tritt neuer Mitglieder zum Europarat vorgesehen 
ist. 

Tagesordnungspunkt: 

Die Mißstände in Europa 

(Drucksache 4030) 

Berichterstatter: Abg. Aubert 

Frau von Bothmer (SPD) : Herr Präsident! Ich will 
mich nur auf einige Ausschnitte aus dem vorzügli-
chen Bericht beziehen, dessen Pessimismus ich lei-
der begründet finde. Das gilt z. B. für den Begriff 
„Weltwirtschaftskrise". 

Wir Politiker können uns im allgemeinen nicht 
von dem Denken in gewohnten wirtschaftlichen Ka-
tegorien lösen. Wir sehen z. B. selten die Gleich-
wertigkeit von Ökonomie und Ökologie; das ist ei-
nes der Beispiele, wo wir in alten Kategorien ver-
weilen. Im Grunde ist das, was wir als Weltwirt-
schaftskrise ansprechen, ein Mißverhältnis zwi-
schen nationaler Steuerbarkeit und der gewaltigen 
Ausdehnung und Verflechtung der Probleme. 

Die Regierungen sehen das. Einerseits wird er-
kannt, daß es sich um transnationale Probleme han-
delt. Andererseits aber klammert sich jedes Land 
an die Fata Morgana eigener Lösungsmöglichkei-
ten. Soweit erkannt wird, daß es transnationale 
Probleme sind, schafft man in steigender Zahl inter-
nationale Organisationen und Institutionen, die 
übergreifend mit speziellen und allgemeinen Aufga-
ben befaßt werden. Immer mehr Experten befassen 
sich in vielfältiger Tätigkeit mit Papierproduktion. 
Die stets etwa gleichbleibende Zahl von Politikern 
steht dem gegenüber und wird von dieser Produk-
tion zugedeckt. 

Diese gemeinsame Tätigkeit aber schafft Bürger-
ferne. Die Unterschiede der verschiedenen interna-
tionalen Organisationen und Institutionen sind dem 
Bürger immer weniger klar. Es fällt uns sehr 
schwer, ihm die Unterschiede in einer Weise zu er-
klären, daß er Mut und Vertrauen schöpfen könnte. 
Es gelingt uns nicht immer. Oft rufen die Bürger 

aus: Wozu haben wir denn unser eigenes Parla-
ment und unsere eigene Regierung! Da sind wir 
schon wieder bei der nationalistischen Lösung. 

Was können die nationalen Regierungen nun tun, 
um dieses Dickicht zu entwirren? Im Gegenzug 
dazu konzentrieren sie sich selber sehr oft auf na-
tionale Versuche, z. B. Konjunkturpolitik zu ma-
chen, um etwa eigene Reserven zu sichern, sich ei-
gene Märkte zu erhalten. Das mag heutzutage und 
mehr und mehr zu einem Von-der-Hand-in-den-
Mund-Leben geraten. Nur die Partnerländer, die 
auch die Partner in den internationalen Organisa-
tionen sind, werden aus diesem Blickwinkel, soweit 
es sich um Export und Import handelt, als notwen-
dige Motoren der eigenen nationalen Notwendig-
keit gesehen, die eigene Zahlungsbilanz abzustüt-
zen. 

Statt allmählich transnationale wirtschaftliche 
Lösungen ernsthaft einzurichten, strebt jeder da-
nach, sein Land vorläufig national überleben zu 
lassen. Etwa ein größerer Fischfang, ein plötzlicher 
Ölfund, der Aufschwung der Autoindustrie schei-
nen schon wieder die nationale Unabhängigkeit zu 
garantieren. Dennoch werden die Folgen weltweiter 
Krisen gesehen und auch beklagt. 

Im Europa der Neun sind alle Ansätze zur Wirt-
schafts- und Währungsunion viele nationale ode 
gestorben. Die Weltwirtschaftskrise, die ein Miß-
verhältnis zwischen ökonomischer Wirklichkeit 
und zurückgebliebener Politik ist, kann man auf 
diese Weise kaum in den Griff bekommen. Mehr 
Transnationalität wird von den eigenen Staaten 
aber selten zugelassen, obgleich sie selbst wissen, 
daß sie in vielen Fällen das einzige Heilmittel ist. 

Nun greifen die Bürger natürlich zur Eigenhilfe. 
Sie merken, daß auf der Stelle getreten wird, daß 
die Bürokratisierung von Parteien und politischen 
Institutionen größer wird, daß die Verwaltung all-
mählich alle politischen Probleme ergreift und daß 
sie sich in dieser Verwaltung selbst genügt. 

So entstehen eben Bürgerinitiativen. Die meisten 
von ihnen sind völlig demokratisch und als solche 
zu begrüßen, weil sie, wie auch schon Mr. Cook 
sagte, auf demokratische Regungen des einzelnen 
Bürgers zurückgehen, mithelfen zu wollen, mitzu-
tun, was wir als Politiker ja wünschen müssen. Es 
ist unrecht, all diese Bürgerinitiativen in Bausch 
und Bogen zu verdammen, weil eine kleinere Zahl 
von ihnen versucht, gewaltsam vorzugehen. Hier 
wäre ein Korrektiv für institutionelle Verkrustung 
gegeben. 

Wir dürften nicht hängenbleiben nur bei Ent-
schließungen und Empfehlungen, die etwa in der 
Dunkelkammer der Ministerkomitees bzw. deren 
Vertretern abgehandelt werden. Das wird für uns 
Parlamentarier nur immer zweifelhafter, w eil wir 
das als undemokratisch empfinden müssen und weil 
es letzten Endes der Sache auch nur wenig hilft. 

Europa als das bedeutendste wirtschaftliche 
Kraftfeld muß sich auch politisch verantwortlich 
fühlen und auch handeln können. 

Ein ganz kleines Wort zum Eurokommunismus, 
über dessen Entwicklung man noch nichts sagen 



Drucksache 8/1263 	Deutscher Bundestag — 8. Wahlperiode 

kann, wie auch der Berichterstatter schon erwähn-
te. Sicher ist er ein aufregender Prozeß. Nichts 
könnte dem Westen willkommener sein als etwa 
echte Demokratisierung kommunistischer Parteien. 

Solche Bewegungen in dieser Richtung, wenn sie 
im Osten geschahen, haben wir begrüßt. Ich erinne-
re an Ungarn 1956, an den Prager Frühling; ich er-
wähne einzelne Personen wie Milovan Djilas und 
Professor Havemann. 

Wenn sich nun entsprechende Bewegungen hier 
im Westen zeigen, sollten wir uns abwartend ver-
halten; denn vielleicht, liebe Kollegen, könnten es 
einen Sieg demokratischer Ideen bedeuten. Ich 
weiß es nicht, aber man sollte die Hoffnung doch 
nicht begraben! 

Ein letztes Wort zu dem, was unsere Nachbarn an 
der Bundesrepublik so beunruhigt. Im Rahmen des-
sen, was im Bericht erwähnt wird, wird von „Natio-
nalismen" gesprochen, an anderer Stelle auch von 
„Terroristen". 

Mein Land mutet seinen Nachbarn mit der ra-
schen Folge verschiedener Staatsideologien und 
Verfassungen viel zu. Vermutlich wissen Sie oder 
können sich doch denken, mit wieviel heißer Mühe 
und Überzeugung seit 1948 unser demokratischer 
Staat aufgebaut wurde. Wirtschaftlich haben wir 
bisher Stabilität erreicht, sogar in verhältnismäßig 
hohem Maße. 

Verloren ging uns aber fast vollständig ein Na-
tionalbewußtsein, nachdem durch den Nationalso-
zialismus ein totaler Ausverkauf aller nationalen 
Gefühle und Begriffe geschah. Vielleicht kämpft 
man bei uns deshalb um so irritierter mit nationa-
listischen Regungen. Es fehlt auf Tradition beru-
hende Gelassenheit. 

Zugleich versuchen nun Terroristen, unsere jun-
ge Demokratie als „faschistoid" zu verteufeln. So-
weit diese das tun, hat Terrorismus einen politisch 
anmutenden Nebenantrieb. Aber ich bin der Mei-
nung, daß der Terrorismus in der uns heute leider 
vor Augen geführten Form absolut unpolitisch 
ist. 

Seine tiefen Wurzeln aber sind gesellschaftliche 
Übel. Aggression ist ein latentes Phänomen. Ein 
friedlicher Zustand, liebe Kollegen, kann dann ge-
fährlich sein, wenn es für Aggressionen kein Ventil 
gibt. 

Die Jugendarbeitslosigkeit ist in diesem Zusam-
menhang eine sehr große Gefahr, weil aus Men-
schen, die in der Gesellschaft nicht gebraucht wer-
den, potentielle Terroristen erwachsen könnten. 

Für uns Europäer sind also zwei Dinge nötig: Es 
muß zum Frieden erzogen werden, und die Aggres-
sivität muß aufgefangen, muß umgewandelt werden 
in schöpferisches Handeln. Es ist ein Verbrechen 
der Gesellschaft, wie sie Kinder und Jugendliche 
unbeachtet und ohne Erziehung zur eigenen Persön-
lichkeit aufwachsen läßt oder sie verwöhnt, ohne 
sie im geringsten zu fordern. 

Hier liegt eine gemeinsame Aufgabe. Über das 
hinaus, was durch wirtschaftliche Maßnahmen ge-
gen die Arbeitslosigkeit nicht erreicht werden 

kann, muß die Politik Möglichkeiten schaffen, die 
auf gesellschaftlichem Gebiet liegen können. 

Ich begrüße die durch diesen Bericht gegebenen 
Möglichkeiten, uns mit dem zu beschäftigen, was 
uns selbst bedrückt und dessen wir nicht ohne wei-
teres Herr werden können. Ich wünsche sehr, daß 
unsere Reden uns selbst zum Handeln führen. 

Donnerstag, 13. Oktober 1977 

Tagesordnungspunkt: 

Die Mißstände in Europa 
(Fortsetzung der Aussprache) 

Dr. Gessner (SPD) : Herr Präsident! Meine Damen 
und Herren! Zunächst möchte ich dem Herrn Be-
richterstatter für den Bericht danken, den ich über 
weite Strecken hinweg unterschreiben kann. Ver-
deutlichend möchte ich jedoch hinzufügen, daß 
eine Reihe von Problemen, die in dem Bericht be-
handelt werden, nicht nur europäischer Natur, son-
dern weltweit vorhanden sind, beispielsweise die 
ökonomischen Probleme, mit denen wir uns herum-
zuschlagen haben. 

Mir liegt daran, auch darauf aufmerksam zu 
machen, daß diese ökonomischen Krisenerscheinun-
gen nicht auf die westlichen Industriestaaten, die 
westlichen Demokratien konzentriert sind. Viel-
mehr weiß ich, seitdem ich kommunistische Staaten 
kenne, daß diese von Anfang an gegen krisenhafte 
Erscheinungen kämpfen müssen, und zwar bis auf 
den heutigen Tag. Ich möchte nicht, daß so getan 
wird, als wäre das, was sich hier vor unser aller 
Augen zum Teil dramatisch abspielt, eine rein west-
liche Angelegenheit, eine Angelegenheit der Demo-
kratien. Es gibt keinen Grund zum Frohlocken, die 
Redlichkeit scheint mir jedoch zu gebieten, auf die-
sen Punkt hinzuweisen. 

Eine Reihe von Erscheinungen, die unser Kollege 
Cermolacce angeführt hat, und zwar als Vorwurf 
gegen westliche Demokratien, finden wir exakt 
auch in den kommunistischen Staaten. Es ist z. B. 
ein ausgesprochen kapitalistisches Verhalten, wenn 
es dort, wie ich von Arbeitnehmern aus der Bun-
desrepublik Deutschland höre, die das auf Grund 
ihrer Tätigkeit genau wissen müssen, auf Grund 
der Devisennot kommunistischer Länder Dumping 
im Schiffbau gibt. 

Wie gesagt, wenn wir die Probleme bewältigen 
wollen, müssen wir redlich genug sein, um fair und 
objektiv zu analysieren. Dabei kommt es darauf an, 
daß wir die Problematik in ihrer ganzen Spannwei-
te betrachten. 

Natürlich ist es so, daß wir in Europa Arbeitslo-
sigkeit zu bekämpfen und Inflationserscheinungen 
haben. Das Problem scheint mir nun zu sein, daß 
die ökonomische, soziale und eben auch politische 
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Situation in den einzelnen Ländern sehr, sehr unter-
schiedlich ist. Es gibt große Unterschiede in den 
Strukturen dieser Staaten. Der eine Staat ist mehr 
agrarisch strukturiert, der andere ist mehr indu-
striell ausgerichtet. Der eine kann besser Export 
betreiben als der andere. Die Folge davon ist, daß 
es zwischen den europäischen Staaten unterschied-
liche Interessenlagen gibt. Das führt zu einer unter-
schiedlichen Wirtschaftspolitik. Wir sehen das sehr 
deutlich beispielsweise im Bereich der Währungs-
oder der Subventionspolitik. 

Die einen glauben, mehr gegen Inflation steuern 
zu müssen. Die anderen meinen, sie müßten mehr 
gegen Arbeitslosigkeit ankämpfen. Dabei bin ich 
der Meinung, daß es tunlich ist, zu versuchen, bei-
de Probleme in den Griff zu bekommen. Aber wenn 
man sich in der europäischen Landschaft umsieht, 
so bemerkt man, daß die nationalen Wirtschaftspo-
litiken leider sehr voneinander differieren. 

Das Ergebnis ist, daß die Maßnahmen eines Lan-
des, gerichtet gegen eine bestimmte Problematik im 
Inneren, oft in ihrer Wirkung relativiert, aufgeho-
ben oder beeinträchtigt werden durch Maßnahmen 
anderer Länder, die sich auf Grund ihrer anderen 
Interessenlage anders verhalten. Ich glaube, wir 
werden aus dieser bedenklichen Situation, in der 
wir uns befinden, am ehesten herauskommen, wenn 
es uns gelingt, die nationalen Wirtschaftspolitiken 
zu koordinieren. Dies ist außerordentlich schwierig. 
Ich kenne die Versuche, die die verschiedenen Re-
gierungen unternommen haben, sehr gut. Wahr ist 
dabei auch, daß es leider immer wieder Versuche 
gibt, auf nationalen Eigenständigkeiten zu behar-
ren. Dies ist ein weiterer erschwerender Punkt. 

Hinzu kommt, daß natürlich die Rolle des Staates 
zur Erörterung gestellt wird; denn es geht ja dar-
um, wie man Wirtschaftspolitik macht, welche In-
strumente man einzusetzen bereit ist, um krisenhaf-
te Erscheinungen zu bekämpfen. 

Hier offenbart sich ein tiefer gesellschaftspoliti-
scher Hintergrund. Da es in der europäischen poli-
tischen Landschaft die unterschiedlichsten gesell-
schaftspolitischen Strömungen gibt, wird jedermann 
klar, wie schwierig es ist, die Koordinierung der 
nationalen Wirtschaftspolitiken tatsächlich zuwege 
zu bringen. Ich will damit sagen, die Tatsache daß 
wir in diesem Bereich noch nicht allzu weit gekom-
men sind, ist nicht etwa der Ausdruck bösen Wil-
lens von Regierungen. Es gibt eine ganze Reihe ob-
jektiver Gründe, die die Koordination nationaler 
Wirtschaftspolitiken erschweren. Das ist eben nicht 
zuletzt auch Ergebnis der Tatsache, daß wir in den 
einzelnen Staaten, zwischen den einzelnen Regie-
rungen gesellschaftspolitische Divergenzen haben, 
die von erheblicher Tragweite sind. 

Es drängt mich, noch eine ganze Reihe von Pro-
blemen anzusprechen. Ich möchte aber zum Schluß 
meiner Redezeit wenigstens noch einen Punkt her-
ausgreifen. Der große Schwung, der auf die Schaf-
fung eines geeinten Europas gerichtet war, ist lei-
der vorbei. Wir hatten ihn nach dem Kriege in den 
fünfziger Jahren. Heute ist es so, daß es sehr leicht 
ist, auch unter uns, über Europa zu diskutieren, 

wenn wir uns im Bereich von Allgemeinplätzen be-
wegen. Je konkreter wir aber versuchen, in Detail-
fragen voranzukommen, um so schwieriger wird die 
Diskussion. Hier offenbart sich immer wieder das 
Beharren auf nationaler Souveränität. Ich glaube — 
das ist ein Bekenntnis, das ich gerne hier ablege —, 
daß man die Einigung Europas nur voranbringen 
kann, wenn man nationale Souveränität auf supra-
nationale Institutionen überträgt, sowohl auf Behör-
den als auch auf parlamentarische Einrichtungen. 
Hier ist noch ein großer Lernprozeß in der europä-
ischen Öffentlichkeit bis' tief in die Politik hinein 
notwendig, der von heute auf morgen nicht zu be-
wältigen sein wird. Ich habe aber die Hoffnung, 
daß sich die Vernunft eines Tages doch durchset-
zen wird. 

In zwei Änderungsanträgen, die angenommen 
werden, schlägt Abg. Frau von Bothmer vor, in Ab-
satz 5 die Erwähnung des mittleren Ostens und in 
Absatz 6 die Einfügung der Worte „und echter Soli-
darität" vor (s. folgenden Text). 

Frau von Bothmer (SPD) : Herr Präsident, es han-
delt sich bei beiden Änderungen nur um ganz ein-
fache Einfügungen. 

Einmal bin ich der Meinung, daß neben den Län-
dern, die vom Berichterstatter erwähnt werden, 
auch der Nahe Osten genannt werden muß, weil 
gerade der Nahe Osten ein Gebiet steigender Be-
deutung — und zwar insbesondere auch für Europa 
— ist, das wir keinesfalls auslassen sollten. 

Zum anderen geht es lediglich um eine Beteue-
rung dessen, daß es nicht nur eine enge Zusammen-
arbeit, sondern auch Solidarität zwischen den euro-
päischen Ländern geben muß. 

Empfehlung 821 

betr. die allgemeine Politik des Europarates — 
„Die  Mißstände in Europa" 

Eine politische Analyse der Lage in Europa 

Die Versammlung 

1. hat den Bericht des Politischen Ausschusses 
über „Die Mißstände in Europa" (Dok. 4030) zur 
Kenntnis genommen; 

2. erinnert an ihre Empfehlung 803 (1977) betr. die 
europäische Solidarität; 

3. ist über die politische Instabilität auf nationaler 
und europäischer Ebene besorgt, die bedingt ist 
durch: 

— engstirnigen Nationalismus und Protektionis-
mus, die die Verwirklichung der europä-
ischen Idee vereiteln; 

— den Einfluß der globalen Wirtschaftskrise 
auf die Maßnahmen der nationalen Regierun-
gen im Kampf gegen Arbeitslosigkeit und In-
flation; 

— die Verbreitung unmittelbarer Aktionen au-
ßerhalb der demokratischen politischen 
Strukturen; 
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— die gefährliche Entwicklung des politischen 
Terrorismus; 

4. ist über ein gewisses Unbehagen innerhalb der 
europäischen Institutionen besorgt, das zurück-
zuführen ist auf: 

— Uneinigkeit in der europäischen Zusammen-
arbeit, die eher den Wettbewerb als das ge-
meinsame Vorgehen der Institutionen för-
dert; 

— die komplexen Probleme, die durch die 
schrittweise Erweiterung der Europäischen 
Gemeinschaften entstehen; 

— die politischen Folgen der Direktwahl zum 
Europäischen Parlament; 

5. vertritt die Ansicht, daß das demokratische Eu-
ropa im Hinblick auf die Durchführung der 
Schlußakte der Konferenz über die Sicherheit 
und Zusammenarbeit in Europa sowie hinsicht

-

lich der Verbesserung der Beziehungen zwi-
schen der westlichen Welt, den Entwicklungs-
ländern und dem Nahen Osten wichtige Aufga-
ben zu erfüllen hat; 

6. ist sich bewußt, daß die Einheit des demokrati-
schen Europas eine Fiktion bleibt, solange es 
auf der Grundlage eines besseren wirtschaftli-
chen und sozialen Gleichgewichts sowie einer 
verstärkten Zusammenarbeit keinen engeren Zu-
sammenhalt und keine echte Solidarität zwi-
schen Nord- und Südeuropa gibt; 

7. appelliert an die Fraktionen in den europäischen 
Versammlungen, gemeinsam die Anpassung der 
europäischen Strukturen an die Erfordernisse ei-
ner verstärkten Zusammenarbeit zu untersu-
chen, um zu einer größeren Einheit unter allen 
demokratischen Ländern Europas sowie zu einer 
echten Koordinierung der Arbeiten der beste-
henden Institutionen unter Berücksichtigung ih-
rer besonderen Rolle und Funktionen zu gelan-
gen; 

8. appelliert an die Regierungen der Mitgliedstaa-
ten und an die nationalen Parlamente, ihre poli-
tische Entschlossenheit zum Ausdruck zu brin-
gen, um 

a) in der europäischen Öffentlichkeit durch 
konkrete politische Maßnahmen und durch 
eine umfassende und unparteiische Informa-
tionspolitik eine echte europäische Gesin-
nung zu entwickeln, die imstande ist, sich 

dem Wiedererwachen des Protektionismus 
und Nationalismus zu widersetzen; 

b) eine europäische Zusammenarbeit zu fördern, 
die Lösungen für die Probleme bietet, mit de-
nen heute alle europäischen Länder konfron-
tiert werden, und zwar durch: 

i) die Sicherstellung der komplementären 
Verteilung von Zuständigkeiten und Akti-
vitäten unter den verschiedenen europä-
ischen Institutionen; 

ii) eine gerechtere und realistischere Vertei-
lung der Haushaltsmittel unter den beste-
henden europäischen Institutionen; 

9. empfiehlt dem Ministerkomitee, 

a) zu einer Wiederherstellung des Vertrauens in 
die europäische Demokratie und zum rei-
bungslosen Funktionieren der Institutionen 
beizutragen, indem es 

i) dem Schutz der demokratischen Prinzipien 
Vorrang in dem zwischenstaatlichen Ar-
beitsprogramm einräumt; 

ii) die spezifischen Verantwortungen des Eu-
roparates im Hinblick auf den Schutz der 
Menschenrechte in allen Bereichen be-
kräftigt; 

b) uneingeschränkt alle Möglichkeiten als Dia-
logforum zwischen den demokratischen Län-
dern Europas auszuschöpfen, indem es 

i) zustimmt, die erforderlichen Maßnahmen 
zu ergreifen, um die Entwicklung der euro-
päischen Integration zu erleichtern, und 
vor allem mithilft, daß sich die jeweiligen 
Tätigkeiten der europäischen Institutio-
nen nicht überschneiden, 

ii) die politische Zusammenarbeit zwischen 
allen demokratischen Staaten Europas 
verstärkt, um die Rolle des Europarates 
als Brücke zwischen all seinen Mitglied-
staaten und den Mitgliedern der Europä-
ischen Gemeinschaften aufrechtzuerhal-
ten. 

Tagesordnungspunkt: 

12. Tagung der Europäischen Konferenz 
der Gemeinde- und Regionalbehörden 
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